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Vorschlag einer Richtlinie des Rates zur Angieichung der Rechtsvorschriften der 
Mitgliedstaaten über die Bremsanlagen von land- oder forstwirtschaftlichen 
Zugmaschinen auf Rädern 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 100; 

auf Vorschlag der Kommission; 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments; 

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozial- 
ausschusses; 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die technischen Vorschriften, denen Zugmaschi- 
nen nach den nationalen Vorschriften genügen müs- 
sen, betreffen unter anderem auch die Bremsanla- 
gen. 

Diese Vorschriften sind von Mitgliedstaat zu 
Mitgliedstaat verschieden. Daraus ergibt sich die 
Notwendigkeit, daß alle Mitgliedstaaten - entweder 
zusätzlich zu oder an Stelle ihrer derzeitigen Rege- 
lung - gleiche Vorschriften erlassen, vor allem um 
für jeden Zugmaschinentyp das EWG-Betriebser- 
laubnisverfahren gemäß der Richtlinie des Rates 
vom 4. März 1974 zur Angleichung der Rechtsvor- 
schriften der Mitgliedstaaten über die Betriebser- 
laubnis für land- oder forstwirtschaftliche Zugma- 
schinen auf Rädern einführen zu können. *) 

Die harmonisierten Vorschriften sollen insbeson- 
dere der Sicherheit im Straßenverkehr und der Ar- 
beitssicherheit auf dem gesamten Territorium der 
Gemeinschaft dienen. 

Die Angleichung der nationalen Rechtsvorschrif- 
ten über Zugmaschinen umfaßt auch die gegenseiti- 
ge Anerkennung der von den einzelnen Mitglied- 
staaten auf Grund gemeinsamer Vorschriften durch- 
geführten Kontrollen. Dazu ist unerläßlich, daß 
diese Vorschriften von allen Mitgliedstaaten vom 
gleichen Tag an angewendet werden — 

HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN: 


Artikel 1 

1. Als Zugmaschine (land- oder forstwirtschaftliche 
Zugmaschine) gelten alle Kraftfahrzeuge auf 
Rädern oder Raupenketten mit wenigstens zwei 
Achsen, deren Funktion im wesentlichen in der 
Zugleistung besteht und die besonders zum Zie- 
hen, Schieben, Tragen oder zur Betätigung be- 
stimmter Geräte, Maschinen oder Anhänger ein- 
gerichtet sind, die zur Verwendung in land- oder 
forstwirtschaftlichen Betrieben bestimmt sind. Sie 
kann zum Transport einer Last und von Beifah- 
rern ausgerüstet sein. 

2. Diese Richtlinie gilt nur für die in Absatz 1 de- 
finierten luftbereiften Zugmaschinen mit zwei 
Achsen und einer bauartbedingten Höchstge- 
schwindigkeit zwischen 6 und nicht mehr als 
25 km/h. 

Artikel 2 

Die Mitgliedstaaten dürfen die EWG-Betriebser- 
laubnis oder die Betriebserlaubnis mit nationaler 
Geltung für eine Zugmaschine nicht aus Gründen, 
die sich auf deren Bremsanlagen beziehen, verwei- 
gern, wenn diese Zugmaschine mit den in den An- 
hängen I bis IV vorgesehenen Anlagen ausgestattet 
ist und wenn diese Anlagen den Vorschriften der 
genannten Anhänge genügen. 

Artikel 3 

Die Mitgliedstaaten dürfen die Zulassung, den Ver- 
kauf, die Inbetriebnahme oder die Benutzung der 
Zugmaschinen nicht aus Gründen, die sich auf deren 
Bremsanlagen beziehen, verweigern, wenn diese 
Zugmaschine mit den in den Anhängen I bis IV vor- 
gesehenen Anlagen ausgestattet ist und wenn diese 
Anlagen den Vorschriften der genannten Anhänge 
genügen. 


ü Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 84 
vom 28. März 1974, S. 10 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 27. Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Bundeskanzlers vom 
29. Juli 1974 - 1/4 -680 70- E- Br 10/74. 

Die Vorschläge sind mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
vom 27. Juni 1974 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirtschafts- und Sozialausschusses zu den genannten 
Kommissionsvorschlägen ist vorgesehen. 

Mit der alsbaldigen Beschlußfassung durch den Rat ist zu rechnen. 
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Ar t i k e 1 4 

Der Mitgliedstaat, der die EWG-Betriebserlaubnis 
erteilt hat, trifft die erforderlichen Vorkehrungen, 
damit er von jeder Änderung unterrichtet wird, die 
ein Bauteil oder ein Merkmal nach Anhang I Punkt 
1.1 betrifft. 

Die zuständigen Behörden dieses Mitgliedstaates 
befinden darüber, ob der geänderte Zugmaschinen- 
typ erneut geprüft und darüber ein neuer Prüfbe- 
richt erstellt werden muß. Die Änderung wird nicht 
genehmigt, wenn die Prüfung ergibt, daß die Vor- 
schriften dieser Richtlinie nicht eingehalten wer- 
den. 

Artikel 5 

Änderungen, die notwendig sind, um die Bestim- 
mungen der Anhänge dem technischen Fortschritt 
anzupassen, werden nach dem Verfahren des Arti- 
kels 13 der Richtlinie des Rates vom 4. März 1974 
zur Angleichung der Rechtsvorschriften der Mit- 
gliedstaaten über die Betriebserlaubnis für land- 
oder forstwirtschaftliche Zugmaschinen auf Rädern 
erlassen. 


Artikel 6 

1. Die Mitgliedstaaten erlassen und veröffent- 
lichen vor dem 1. Oktober 1975 die Bestimmun- 
gen, die nötig sind, um dieser Richtlinie nachzu- 
kommen, und setzen die Kommission unver- 
züglich hiervon in Kenntnis. 

Sie wenden diese Bestimmungen ab 1. Oktober 
1976 an. 

2. Nach Bekanntgabe dieser Richtlinie unterrichten 
die Mitgliedstaaten die Kommission von allen 
Entwürfen der Rechts- und Verwaltungsvorschrif- 
ten, die sie auf dem von dieser Richtlinie erfaß- 
ten Gebiet zu erlassen beabsichtigen, so recht- 
zeitig, daß diese sich hierzu äußern kann. 


Artikel 7 

Die Rieht] inie ist an alle Mitgliedstaaten gerichtet. 


3 



Drucksache 7/2428 


Deutscher Bundestag - 7. Wahlperiode 


Anhang I 


Begriffsbestimmungen, Antrag auf EWG-Betriebserlaubnis, EWG-Betriebserlaubnis, Bauvorschriften 

1 . Begriffsbestimmungen 

Im Sinne dieser Richtlinie sind: 

1.1. „Zugmaschinentyp hinsich tlidi der Bremsanlage“: Zugmaschinen, die untereinander keine 
wesentlichen Unterschiede aufweisen; solche Unterschiede können insbesondere die folgen- 
den sein: 

1.1.1. Leergewicht nach Punkt 1.18. 

1.1.2. Höchstgewicht nach Punkt 1.16. 

1.1.3. Verteilung des Leergewichtes, 

1.1.4. Technisch zulässige Achslast je Achse, 

1.1.5. Bauartbedingte Höchstgeschwindigkeit, 

1.1.6. Bremsanlage anderer Bauart (insbesondere Vorhandensein oder Fehlen der Ausrüstungen 
für das Bremsen eines Anhängers), 

1.1.7. Anzahl und Anordnung der gebremsten Achsen, 

1.1.8. Art der Antriebsmaschine, 

1.1.9. Gesamtübersetzung der Kraftübertragung bei Höchstgeschwindigkeit, 

1.1.10. Reifenabmessungen; 

1.2. „Bremsanlage“: die Gesamtheit der Teile, deren Aufgabe es ist, die Geschwindigkeit einer 
fahrenden Zugmaschine zu verringern oder sie zum Stillstand zu bringen oder sie im Still- 
stand zu halten, wenn sie bereits hält. Diese Aufgaben sind im nachstehenden Punkt 4.1.2. 
aufgeführt. Die Bremsanlage besteht aus Betätigungseinrichtung, der Ubertragungseinrich- 
tung und der eigentlichen Bremse? 

1.3. „Abstufbare Bremsung“: eine Bremsung, bei der innerhalb des normalen Betätigungsbereichs 
der Bremsanlage, und zwar sowohl beim Anlegen als auch beim Lösen der Bremsen: 

1.3.1. der Fahrer die Bremskraft zu jedem Zeitpunkt durch Einwirken auf die Betätigungseinrich- 
tung erhöhen oder verringern kann, 

1.3.2. die Bremskraft im gleichen Sinne wie die Einwirkung auf die Betätigungseinrichtung wirkt 
(gleichförmige Wirkung), 

1.3.3. eine hinreichende Feinabstufung der Bremskraft leicht möglich ist; 

1.4. „Betätigungseinrichtung“: der Teil, den der Führer unmittelbar betätigt, um die zur Bremsung 
erforderliche Energie zu steuern oder auf die Ubertragungseinrichtung aufzubringen. Diese 
Energie kann die Muskelkraft des Führers oder eine andere vom Führer gesteuerte Energie- 
quelle oder gegebenenfalls die Bewegungsenergie des Anhängers oder eine Kombination 
dieser verschiedenen Energiearten sein; 

1.5. „Ubertragungseinrichtung": die Gesamtheit der Teile, die zwischen der Betätigungseinrich- 
tung und der Bremse angeordnet sind und diese miteinander verbinden. Die Ubertragungs- 
einrichtung kann mechanisch, hydraulisch, pneumatisch, elektrisch oder gemischt sein. Wenn 
die Bremsung durch eine Energiequelle erreicht oder unterstützt wird, die unabhängig vom 
Führer, aber von ihm gesteuert ist, ist der Energievorratsbehälter ein Teil der Ubertragungs- 
einrichtung; 

1.6. „Bremse“: die Einrichtung, in der die sich der Bewegung der Zugmaschine entgegensetzenden 
Kräfte erzeugt werden. Sie kann eine Reibungsbremse sein (wenn die Kräfte durch Reibung 
zwischen 2 zur Zugmaschine gehörenden Teilen, die sich gegeneinander bewegen, erzeugt 
werden), eine elektrische Bremse (bei der die Kräfte aus der elektromagnetischen Wirkung 
zwischen 2 sich gegeneinander bewegenden, sich aber nicht berührenden, zur Zugmaschine 
gehörenden Teilen entstehen), eine Flüssigkeitsbremse (bei der sich die Kräfte durch die 
Wirkung einer Flüssigkeit entwickeln, die sich zwischen 2 sich gegeneinander bewegenden, 
zur Zugmaschine gehörenden Teilen befindet), eine Motorbremse (bei der die Kräfte aus der 
künstlichen Erhöhung der auf die Räder übertragenen Bremswirkung des Motors entstehen). 
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Eine Vorrichtung, die das Übertragungssystem der Zugmaschine mechanisch blockiert, die 
jedoch nicht betätigt werden kann, wenn die Zugmaschine in Bewegung ist, wird als Feststell- 
bremse bezeichnet; 

1.7. „Verschiedenartige Bremsanlagen": Bremsanlagen, die untereinander grundlegende Unter- 
schiede aufweisen; solche Unterschiede können insbesondere die folgenden sein: 

1.7.1. Anlagen mit untereinander verschiedenartigen Teilen, 

1.7.2. Anlagen, bei denen irgendein Teil aus unterschiedlichen Werkstoffen bestellt oder, deren 
Teile eine voneinander abweichende Form oder Größe besitzen; 

1.7.3. Anlagen, bei denen die Teile verschiedenartig kombiniert sind; 

1.8. „Teile einer Bremsanlage": einer der Teile, die zusammen die vollständige Bremsanlage 
bilden; 

1.9. „durchgehende Bremsung": die Bremsung miteinander verbundener Fahrzeuge (Zugmaschine 
mit gezogenen Fahrzeugen) mit einer Einrichtung folgender Merkmale: 

1.9.1. eine einzige Betätigungseinrichtung, die vom Führersitz aus mit einer einzigen Bewegung 
abstufbar betätigt wird, 

1.9.2. die zur Bremsung der Fahrzeuge erforderliche Energie wird von ein und derselben Energie- 
quelle geliefert (die die Muskelkraft des Führers sein kann), 

1.9.3. die Bremsanlage bewirkt die gleichzeitige oder richtig aufgeteilte Bremsung der einzelnen 
miteinander verbundenen Fahrzeuge ohne Rücksicht auf ihre gegenseitige Lage; 

1.10. „halbdurchgehende Bremsung": die Bremsung miteinander verbundener Fahrzeuge (Zug- 
maschine mit gezogenen Fahrzeugen) mit einer Einrichtung folgender Merkmale: 

1.10.1. eine einzige Betätigungseinrichtung, die vom Führersitz aus mit einer einzigen Bewegung 
abstufbar betätigt wird; 

1.10.2. die zur Bremsung der miteinander verbundenen Fahrzeuge erforderliche Energie wird mit 
2 getrennten Energiequellen geliefert (von denen die eine die Muskelkraft des Führers sein 
kann), 

1.10.3. die Bremsanlage bewirkt die gleichzeitige oder richtig aufgeteilte Bremsung der einzelnen 
miteinander verbundenen Fahrzeuge ohne Rücksicht auf ihre gegenseitige Lage; 

1.11. „unabhängige Hilfskraftbremse": die Bremsung miteinander verbundener Fahrzeuge (Zug- 
maschine mit gezogenen Fahrzeugen), die aus Einrichtungen mit folgenden Merkmalen 
bestehen: 

1.11.1. die Betätigung der Zugmaschinenbremse ist unabhängig von der Betätigung der Anhänger- 
bremse; letztere ist jedoch in allen Fällen auf der Zugmaschine angebracht, damit sie vom 
Fahrersitz leicht betätigt werden kann; 

1.11.2. die für die Bremsung der gezogenen Fahrzeuge verwendete Energie darf nicht die Muskel- 
kraft des Fahrers sein; 

1.12. „unabhängige Bremsanlage": die Bremsung mit einander verbundener Fahrzeuge die aus 
Einrichtungen mit folgenden Merkmalen bestehen: 

1.12.1. die Betätigung der Bremse des Zugfahrzeugs ist unabhängig von der der Anhänger; letztere 
ist jedoch in allen Fällen auf dem Zugfahrzeug angebracht, damit sie vom Fahrersitz aus 
leicht bedient werden kann, 

1.12.2. die für die Bremsung der Anhänger verwendete Energie ist die Muskelkraft des Fahrers; 

1.13. „selbsttätige Bremsung": die Bremsung, bei der bei einer Trennung der miteinander ver- 
bundenen Fahrzeuge, auch infolge Abreißens einer Verbindungseinrichtung, eine selbst- 
tätige Bremsung des oder der Anhänger erfolgt, ohne daß die Bremswirkung des restlichen 
Teils der miteinander verbundenen Fahrzeuge aufgehoben wird; 

1.14. „Auflaufbremsung": die Bremsung, bei der die durch Auflaufen des gezogenen Fahrzeugs an 
das Zugfahrzeug entstehenden Kräfte ausgenutzt werden; 

1.15. „beladene Zugmaschine": falls nichts anderes angegeben ist, die bis zu ihrem Gesamt- 
gewicht belastete Zugmaschine; 

1.16. „Gesamtgewicht": das vom Hersteller angegebene technisch zulässige Gesamtgewicht (dieses 
Gewicht kann höher sein als das „Zulässige Gesamtgewicht"); 
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1.17. „leere Zugmaschine": die betriebsbereite Zugmaschine mit vollen Kraftstoffbehältern und 
Kühlern, mit einem Fahrer von 75 kg Gewicht, ohne Beifahrer, ohne Zusatzeinrichtungen 
und ohne Beladung; 

1.18. „Leergewicht": das Gewicht der leeren Zugmaschine. 

2 . Antrag auf EWG-Betriebserlaubnis 

2.1. Der Antrag auf EWG-Betriebserlaubnis muß vom Hersteller oder seinem Beauftragten ein- 
gereicht werden. 

2.2. Ihm sind nachstehende Unterlagen in dreifacher Ausfertigung sowie nachstehende Angaben 
beizufügen; 

2.2.1. Beschreibung des Zugmaschinentyps hinsichtlich der vorgenannten Punkte 1.1.1. bis 1.1.10. 
Die für den Zugmaschinentyp einschlägigen Nummern und/oder Kennzeichen sind anzu- 
geben, 

2.2.2. Stückliste der die Bremseinrichtung bildenden Bauteile mit ihrer Kennzeichnung, 

2.2.3. Schema der Bremsanlage mit Angabe der Lage dieser Bauteile an der Zugmaschine, um das 
Auffinden und die Identifizierung der einzelnen Bauteile zu ermöglichen. 

2.3. Dem mit den Betriebserlaubnis-Prüfungen beauftragten technischen Dienst sind auf Verlangen 
Zeichnungen in geeignetem Maßstab, die höchstens das Format A 4 aufweisen oder auf 
dieses Format gefaltet sind, vorzulegen. 

2.4. Eine für den zuzulassenden Zugmaschinentyp repräsentativen Zugmaschine muß dem mit 
den EWG-Betriebserlaubnis-Prüfungen beauftragten Dienst zur Verfügung gestellt werden. 


3. 

4. 

4.1. 

4.1.1. 

4.1. 1.1. 

4.1. 1.2 

4.1.2. 

4.1. 2.1. 
4.1.2. 1.1 


EWG-Betriebserlaubnis 

Dem EWG-Betriebserlaubnisbogen ist ein Bogen nach dem Muster von Anhang V beizufügen. 

Bauvorschriften 

Allgemeines 

Bremsanlage 

Die Bremsanlage muß so beschaffen und eingebaut sein, daß die Zugmaschine bei betriebs- 
üblicher Beanspruchung trotz der auftretenden Erschütterungen den Vorschriften dieser 
Richtlinie entspricht. 

Insbesondere muß die Bremsanlage so beschaffen und eingebaut sein, daß im Betrieb 
auftretende Korrosions- und Alterungswirkungen vermieden werden, die einen plötzlichen 
Verlust der Bremswirkung verursachen können. 

Anforderungen an die Bremsanlage 

Die in Punkt 1.2. beschriebene Bremsanlage muß folgende Anforderungen erfüllen: 
Betriebsbremsung 

Die Betriebsbremsung muß bei allen zulässigen Geschwindigkeiten und zulässigen Belastungs- 
zuständen, und zwar bei Steigung und Gefälle, die Kontrolle der Zugmaschinenbewegung 
sowie ein sicheres, schnelles und wirksames Anhalten der Zugmaschine ermöglichen. Ihre 
Wirkung muß abstufbar sein. Diese Bedingungen gelten als erfüllt, wenn den Anforderungen 
von Anhang II genügt wird. 

Der Fahrer muß die Bremswirkung von seinem Sitz aus erzielen können und dabei die 
Kontrolle der Lenkung mit mindestens einer Hand behalten. Die Betriebsbremsanlage der 
Zugmaschine darf aus einer rechten und einer linken Einrichtung bestehen, die zwecks gemein- 
samer Betätigung verbunden sein müssen. Die Verbindung darf zur getrennten Betätigung 
lösbar sein. Zugmaschinen, bei denen Bremsung und Lenkung mit Hilfe derselben Einrichtung 
bewirkt werden, dürfen zwei nicht miteinander kuppelbare Betätigungseinrichtungen für die 
Bremsanlage haben, wenn die bauartbedingte Höchstgeschwindigkeit 15 km/h nicht über- 
steigt. 

Feststellbremsung 

Die Feststellbremsung muß es ermöglichen, die Zugmaschine auch bei Abwesenheit des 
Führers in der Steigung und im Gefälle im Stillstand zu halten, wobei die bremsenden Teile 
durch eine Einrichtung mit mechanischer Wirkung in Bremsstellung festgehalten werden. 
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4.2. 

4.2.1. 

4.2.2. 

4. 2. 2.1, 

4. 2.2. 2, 


4.2.3. 

4.2.4. 

4.2.5. 

4.2.6. 


4.2.7. 


4.2.8. 


4.2.9. 


4.2.10. 


4.2.11. 


Dies kann durch eine Feststellbremse erfolgen, die auf die Kraftübertragung wirkt. Der 
Führer muß die Bremswirkung von seinem Sitz aus erzielen können, wobei eine wiederholte 
Betätigung zum Erreichen der vorgeschriebenen Bremswirkung zulässig ist. 

Eigenschaften der Bremsanlagen 

Die Gesamtheit der Bremsanlagen einer Zugmaschine muß die für die Betriebsbremsung 
und die Feststellbremsung geltenden Bedingungen erfüllen. 

Die Anlagen für die Betriebsbremsung und die Feststellbremsung können gemeinsame Teile 
aufweisen, vorausgesetzt, daß sie den nachstehenden Vorschriften entsprechen. 

Es müssen mindestens 2 voneinander unabhängige Betätigungseinrichtungen vorhanden 
sein, die vom Führersitz aus auch dann leicht erreichbar sind, wenn der Führer einen Sicher- 
heitsgurt trägt; 

bei Bruch eines Teiles außer den Bremsen (im Sinne von Punkt 1.6.) oder bei irgendwelchen 
sonstigen Störungen der Betriebsbremsanlage (mangelhafte Wirkung, teilweise oder völlige 
Erschöpfung des Energievorrates) muß es mit der Feststellbremsanlage oder mit dem nicht 
von der Störung betroffenen Teil der Betriebsbremsanlage möglich sein, die Zugmaschine 
mit einer Vollverzögerung von mindestens 50°/o des unter Punkt 2.1.1. von Anhang II vor- 
geschriebenen Wertes anzuhalten. Diese Bedingungen gelten als erfüllt, wenn die Rest- 
bremswirkung von Rädern beiderseits der Längsmittelachse geliefert wird (ohne daß die 
Zugmaschine die Fahrspur verläßt). 

Wird eine andere Energie als die Muskelkraft des Führers verwendet, so genügt eine einzige 
Energiequelle (Hydraulikpumpe, Kompressor usw.), doch muß die Art des Antriebs dieser 
Energiequelle volle Sicherheit gewährleisten. 

Die Betriebsbremsanlage muß auf die Räder mindestens einer Achse wirken. 

Die Wirkung der Betriebsbremsanlage muß auf die Räder einer Achse symmetrisch zur 
Längsmittelebene der Zugmaschine verteilt sein. 

Die Betriebsbremsanlage und die Feststellbremsanlage müssen auf Bremsflächen wirken, 
die mit den Rädern über ausreichend feste Teile ständig verbunden sind. Keine Bremsfläche 
darf von den Rädern durch Auskuppeln getrennt werden können. Bei einer gebremsten 
Achse darf das Differentialgetriebe nicht zwischen der Betriebsbremse und dem Rad ange- 
ordnet sein-, bei zwei gebremsten Achsen kann das Differentialgetriebe zwischen der Betriebs- 
bremse und dem Rad auf der einen der beiden Achsen angebracht werden. 

Die Abnützung der Bremsen muß eine handbetätigte oder durch eine selbsttätige Nachstell- 
einrichtung leicht ausgeglichen werden können. Ferner müssen die Betätigungseinrichtung 
und Teile der Ubertragungseinrichtung und der Bremsen eine solche Wegreserve besitzen, 
daß bei Erwärmung der Bremsen oder nach Abnützung der Beläge bis zu einem gewissen 
Grade die Bremsung ohne sofortiges Nachstellen sichergestellt ist. 

Bei Bremsanlagen mit hydraulischer Übertragung müssen die Einfüllöffnungen der Flüssig- 
keitsbehälter leicht zugänglich sein; ferner müssen die Flüssigkeitsbehälter so beschaffen 
sein, daß eine leichte Prüfung des Flüssigkeitsspiegels im Behälter möglich ist, ohne daß 
dieser geöffnet werden muß. 

Jede Zugmaschine, die eine mit einem Energiespeicher betriebene Bremse aufweist, muß 
- falls eine Bremsung nicht ohne Mitwirkung der Speicherenergie möglich ist - außer mit 
einem etwa vorhandenen Manometer, mit einer optisch oder akustisch wirkenden Warn- 
einrichtung versehen sein, die anzeigt, daß die Energie in irgendeinem Teil der Anlage vor 
dem Bremsventil auf 65% ihres Nennwertes oder darunter abgesunken ist. Diese Einrichtung 
muß unmittelbar und ständig an die Leitung angeschlossen sein. 

Ohne Rücksicht auf die Anforderungen nach Punkt 4. 1.2.1. muß der Energievorrat, wenn 
für das Arbeiten einer Bremsanlage eine Hilfskraft erforderlich ist, so bemessen sein, daß 
bei Stillstand des Motors die Bremswirkung ausreichend bleibt, um die Zugmaschine unter 
den vorgeschriebenen Bedingungen anzuhalten. 

Hilfseinrichtungen dürfen die für sie erforderliche Energie nur unter der Bedingung aus dem 
Energievorrat entnehmen, daß durch ihren Betrieb, selbst bei einem Versagen der Energie- 
quelle, der Energievorrat für die Bremsanlagen nicht unter den in Punkt 4.2.9. festgelegten 
Wert absinken kann. 
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Anhang II 

1 . 

1 . 1 . 

1 . 1 . 1 . 

1 . 1 . 2 . 

1 . 1 . 2 . 1 . 

1 . 1 . 2 . 2 . 

1. 1.2.3. 

1. 1.2.4. 

1. 1.2.5. 

1 . 1 . 2 . 6 . 

1.1.3. 

1 . 2 . 

1 . 2 . 1 . 

1 . 2 . 1 . 1 . 

1 . 2 . 1 . 1 . 1 . 

1 . 2 . 1 . 1 . 2 . 

1.2. 1.1.3. 
1 . 2 . 1 . 2 . 

1.2. 1.3. 

1.2. 1.3.1. 

1.2. 1.3.2. 

1.2. 1.3.3. 

1.2. 1.3.4. 
1.2.2. 


Bremsprüfungen und Bremswirkungen 


Bremsprüfungen 

Allgemeines 

Die Wirkung einer Bremsanlage wird durch Messung der mittleren Vollverzögerung aus der 
Beharrungsgeschwindigkeit beurteilt. 

Für die Betriebserlaubnis jeder Zugmaschine ist die Bremswirkung bei Prüfungen auf der 
Straße zu messen; diese Prüfungen sind unter folgenden Bedingungen durchzuführen: 

die Zugmaschine muß sich in dem für jeden Prüfungstyp angegebenen Belastungszustand 
befinden. Dieser ist im Prüfbericht anzugeben; 

bei den Prüfungen darf die auf die Betätigungseinrichtung ausgeübte Kraft zur Erreichung 
der erforderlichen Bremswirkung nicht größer sein als 60 kg bei Fußbremsung und 40 kg bei 
Handbremsung; 

die Straße muß eine griffige Oberfläche haben; 

die Prüfungen dürfen nur stattfinden, wenn die Ergebnisse nicht vom Wind beeinflußt 
werden? 

bei Beginn der Prüfung müssen die Reifen kalt sein und den für die tatsächliche Belastung 
der ruhenden Räder vorgeschriebenen Druck haben; 

die vorgeschriebene Bremswirkung muß erzielt werden ohne Blockieren der Räder, ohne daß 
die Zugmaschine ihre Spur verläßt und ohne ungewöhnliche Schwingungen; 

Während der Prüfung muß die Zugmaschine mit allen vom Hersteller für Anhänger vorge- 
sehenen Bremsvorrichtungen gemäß Punkt 1.9., 1.10., 1.11. und 1.13. des Anhangs I aus- 
gerüstet sein. 

Prüfung Typ 0 

(Normale Prüfung der Wirkung bei kalter Bremse) 

Allgemeines 

Die Bremsen müssen kalt sein. Eine Bremse gilt als kalt, wenn eine der nachstehenden 
Bedingungen erfüllt ist: 

die an der Bremsscheibe oder außen an der Trommel gemessene Temperatur beträgt weniger 
als 100° C; 

im Falle vollständig gekapselter Bremsen, einschließlich Öldruckbremsen, beträgt die außen 
am Gehäuse gemessene Temperatur weniger als 50° C; 

die Bremsen sind während einer Stunde nicht betätigt worden. 

Bei der Bremsprüfung dürfen die nicht gebremsten Achsen, wenn sie auskuppelbar sind, nicht 
mit den gebremsten Achsen verbunden sein. 

Die Prüfung ist unter folgenden Bedingungen durchzuführen: 

Die Zugmaschine ist mit dem technisch höchstzulässigen Gewicht zu belasten, wobei die 
ungebremste Achse mit dem technisch höchstzulässigen Gewicht zu belasten ist und auf die 
Räder der gebremsten Achse die vom Hersteller vorgesehenen Reifen mit den größten 
Abmessungen aufgelegt werden. Bei Zugmaschinen mit Allradbremsen wird die Vorderachse 
mit dem höchstzulässigen Gewicht belastet. 

Die Prüfung ist mit einer unbeladenen Zugmaschine mit Luftreifen der größten Abmessungen 
zu wiederholen, wobei sich auf der Zugmaschine nur der Fahrer und gegebenenfalls eine 
weitere Person, die die Prüfergebnisse aufzunehmen hat, befinden darf; 

die für die Prüfungen sowohl bei beladener wie unbeladener Zugmaschine vorgeschriebenen 
Grenzen für die Mindestbremswirkung sind aus Punkt 2.1.1. ersichtlich, 

die Fahrbahn muß horizontal sein. 

Die Bremsprüfung Typ 0 ist durchzuführen: 
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1 . 2 . 2 . 1 . 
1.2. 2.2. 

1 . 2 . 2 . 3 . 

1.3. 

1.3.1. 


1.3.2. 


2 . 

2 . 1 . 
2 . 1 . 1 . 
2 . 1 . 1 . 1 . 

2. 1.1.2. 

2 . 2 . 

2 . 2 . 1 . 

2 . 2 . 2 . 


2.2.3. 


bei der bauartbedingten Höchstgeschwindigkeit und ausgekuppeltem Motor; 
für die Prüfgeschwindigkeit ist eine Toleranz von ± 10 °/o zulässig; 
die vorgeschriebene Mindestbremswirkung muß erreicht werden. 

Prüfung Typ I 

(Prüfung des Absinkens der Bremswirkung) 

Die beladenen Zugmaschinen werden in der Weise geprüft, daß die Energieaufnahme der- 
jenigen entspricht, die während des gleichen Zeitraums bei einer beladenen Zugmaschine 
bei einer Geschwindigkeit entsteht, die einen Wert von 80 °/o ± 5 % der für die Prüfung Typ 0 
vorgesehenen Geschwindigkeit erreicht, und zwar auf einem 10%igen Gefälle über eine 
Strecke von einem Kilometer, bei ausgekuppeltem Motor. 

Am Schluß der Prüfung wird unter den Bedingungen der Bremsprüfung Typ 0 (allerdings 
bei anderen Temperaturen) die Restbremswirkung der Betriebsbremsanlage bei ausgekuppel- 
tem Motor ermittelt. 

Wirksamkeit der Bremsanlagen 

Betriebsbremsanlagen 

Die Betriebsbremsanlagen müssen; 

unter den Bedingungen der Bremsprüfung Typ 0 eine mit dem Verzögerungsmeßgerät bei 
Normalgeschwindigkeit gemessene mittlere Bremsverzögerung von mindestens 2,5 m/s 2 
gewährleisten; 

nach der Bremsprüfung Typ I eine Restbremswirkung gewährleisten, die 75°/o der vorge- 
schriebenen Bremswirkung sowie 60 °/o der bei der Bremsprüfung Typ 0 tatsächlich festge- 
stellten Bremswirkung (mit ausgekuppeltem Motor) nicht unterschreiten darf. 

Feststellbremsanlagen 

Die Feststellbremsanlage muß, auch wenn sie mit einer der anderen Bremsanlagen kombiniert 
ist, die beladene Zugmaschine auf einer Steigung oder einem Gefälle von 18% im Still- 
stand halten können. 

Bei Zugmaschinen, hinter denen ein oder mehrere Anhänger mitgeführt werden dürfen, muß 
die Feststellbremsanlage der Zugmaschine eine aus leerer Zugmaschine und nicht gebremsten 
Anhänger gleichen Gewichts bestehende Fahrzeugzusammenstellung auf einer Steigung oder 
auf einem Gefälle von 12 % im Stillstand halten können. 

Eine Feststellbremsanlage, die mehrmals betätigt werden muß, bevor sie die vorgeschriebene 
Bremswirkung erreicht, kann zugelassen werden. 
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Anhang III 


Federspeicherbremsen 


l. 


2 . 

2 . 1 . 

2 . 2 . 

2.3. 


2.4. 


2.5. 

2 . 6 . 


2.7. 


3. 

3.1. 

3.2. 


Begriffsbestimmung 

„ Federspeicherbremsen'' sind Einrichtungen, bei denen die zur Bremsung erforderliche 
Energie von einer oder mehreren Federn geliefert wird, die als Energiespeicher wirken. 

Sonderbestimmungen 

Federspeicherbremsen dürfen nicht für die Betriebsbremsung verwendet werden. 

Bei allen Drücken, die in der Vorratsleitung zum Federkompressionsraum auftreten können, 
darf eine leichte Druckschwankung keine große Schwankung der Bremskraft hervorrufen. 

Die Vorratsleitung zum Federkompressionsraum muß eine Energiereserve besitzen, an die 
keine andere Einrichtung oder Ausrüstung angeschlossen ist. Diese Bestimmung gilt nicht, 
wenn die Federn durch mindestens 2 voneinander unabhängigen Einrichtungen zusammen- 
gedrückt gehalten werden können. 

Die Anlage muß so beschaffen sein, daß die Bremsen mindestens dreimal angelegt und 
gelöst werden können, wenn der Anfangsdruck. im Federkompressionsraum gleich dem vor- 
gesehenen Höchstdruck ist. Diese Bedingung muß erfüllt sein, wenn die Bremsen eng einge- 
stellt sind. 

Der Druck im Federkompressionsraum, bei dem eine Betätigung der Bremsen durch die 
Federn einsetzt, wenn diese eng eingestellt sind, darf nicht größer sein als 80% des für 
eine normale Betätigung verfügbaren Mindestdruckes (pm). 

Sinkt der Druck im Federkompressionsraum unter den Wert, bei dem die Bewegung der 
Teile der Bremsen einsetzt, so muß eine optische oder akustische Warneinrichtung ausgelöst 
werden. Sofern diese Bedingung erfüllt ist, darf diese Warneinrichtung dieselbe wie die 
Warneinrichtung nach Punkt 4.2.9. des Anhangs I sein. 

Wird eine Zugmaschine, die zum Ziehen von mit durchgehenden oder halb-durchgehenden 
Bremsen ausgestatteten Anhängern eingerichtet ist, mit Federspeicherbremsen ausgerüstet, 
so muß die automatische Betätigung der Federspeicherbremsen eine Betätigung der Bremsen 
des gezogenen Fahrzeugs auslösen. 

Hilfslöseeinrichtung 

Federspeicherbremsen sind so zu bauen, daß bei einem Funktionsfehler die Bremsen ohne 
Benutzung der normalen Betätigungseinrichtung gelöst werden können. Diese Bedingung 
kann durch eine (pneumatische, mechanische usw.) Hilfseinrichtung erfüllt werden. 

Ist zur Betätigung der in 3.1. erwähnten Einrichtung ein Werkzeug oder ein Schlüssel 
erforderlich, so sind diese in der Zugmaschine mitzuführen. 
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Anhang IV 


Feststellbremsanlagen mit mechanischer Verriegelung der Bremszylinder 

1 . Begriffsbestimmung 

Als „Feststellbremsanlage mit mechanischer Verriegelung" bezeichnet man die Einrichtung, 
bei der die Feststellbremsung dadurch sichergestellt wird, daß die Kolbenstange des Brems- 
zylinders mechanisch eingeklemmt wird. 

Die mechanische Verriegelung erfolgt dadurch, daß man die Druckluft aus der Verriegelungs- 
kammer entweichen läßt; diese Anlage ist so eingerichtet, daß sie sich löst, wenn der Über- 
druck in der Verriegelungskammer wiederhergestellt wird. 

2 . Sonderbestimmungen 

2.1. Nähert sich der Druck im Kompressionsraum einem Wert, der der Verriegelung entspricht, 

so muß eine optische oder akustische Wameinrichtung ausgelöst werden. 

2.2. Bei Zylindern mit mechanischer Verriegelungseinrichtung muß die Betätigung des Brems- 

kolbens durch zwei getrennte Energiequellen gewährleistet sein. 

2.3. Ein verriegelter Bremszylinder darf nur gelöst werden können, wenn sichergestellt ist, daß 
die Bremsanlage nach dem Lösen erneut betätigt werden kann. 

2.4. Im Hinblick auf den Ausfall der Energiequelle für die Verriegelungskammer ist eine Hilfs- 
entriegelungseinrichtung (z. B. mechanisch oder mit Hilfe von Druckluft) vorzusehen; diese 
Einrichtung kann mit der Luft aus einer Zugmaschine gespeichert werden. 
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Anhang V 


Anhang zum EWG-Betriebserlaubnisbogen für einen land- oder forstwirtschaftlichen 
Zugmaschinentyp auf Rädern hinsichtlich der Bremsanlage 

(Artikel 4 Absatz 2 und Artikel 10 der Richtlinie des Rates vom 4. März 1974 zur Angleichung der Rechts- 
vorschriften der Mitgliedstaaten über die Betriebserlaubnis von land- oder forstwirtschaftlichen Zug- 
maschinen auf Rädern mit einer bauartbedingten Höchstgeschwindigkeit zwischen 6 und nicht mehr als 
25 km/h.) 

Angabe der Verwaltung 


Nummer der EWG-Betriebserlaubnis 

1. Fabrikmarke (Firmenbezeichnung) 

2. Typ und Handelsbezeichnung 

3. Name und Anschrift des Herstellers 

4. Gegebenenfalls Name und Anschrift des Beauftragten des Herstellers 

5. Leergewicht der Zugmaschine 

6. Verteilung des Leergewichts über die Achsen (kg) 

7. Höchstgewicht der Zugmaschine 

8. Verteilung des Höchstgewichtes der Zugmaschine über die einzelnen Achsen, entsprechend Punkt 

1.2.1. 3.1. des Anhangs II 

9. Marke und Typ der Bremsbeläge 

10. Motortyp 

11. Gesamtübersetzung der Kraftübertragung bei Höchstgeschwindigkeit 

12. Reifenabmessungen: 

12.1. Reifen der höchstzulässigen Abmessungen für die gebremste(n) Achse(n) 

12.2. Reifen des technisch höchstzulässigen Gewichts für die nichtgebremste Achse 

13. Höchstgeschwindigkeit der Zugmaschine 

14. Zahl und Anordnung der gebremsten Achsen 

15. Zusammenfassende Beschreibung der Bremsanlage 

J6. Gewicht der Zugmaschine bei der Prüfung 

leer beladen 

j 

! ! 1 

I | i 

Achse 1 ; | | 

Achse 2 | | 

Reifenabmessungen |** | | 


17. Prüfergebnisse: 


17.1. Prüfung Typ 0 

Betriebsbremsanlage 

leer 

beladen 

17.2. Prüfungen Typ I 


Prüfgeschwindigkeit Bremswirkung 

km/h gemessene 


gemessene 

Betätigungskraft 

k 9 
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18. Zugmaschine zur EWG-Betriebserlaubnis vorgeführt am 

19. Mit den Betriebserlaubnisprüfungen beauftragte Dienststelle 

20. Datum des von der Prüfstelle ausgefertigten Prüfprotokolls 

21. Nummer des von der Prüfstelle ausgefertigten Prüfprotokolls 

22. Die EWG-Betriebserlaubnis wird hinsichtlich der Bremsanlage erteilt/versagt*) 

23. Ort : 

24. Datum 

25. Unterschrift 

26. Dieser Benachrichtigung sind die unter Punkt 2.2.1. bis 2.2.3. von Anhang I aufgeführten Dokumente 
beigefügt. 


') Nichtzutreffendes streichen. 
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Begründung 


Die vorliegende Richtlinie fügt sich in den Rahmen 
des gemeinschaftlichen Betriebserlaubnisverfahrens 
ein, das Gegenstand der Richtlinie des Rates vom 
4. März 1974 ist. 1 ) 

Es handelt sich um technische Vorschriften für den 
Bau und die Prüfung der Bremsanlagen von land- 
oder forstwirtschaftlichen Zugmaschinen auf Rädern. 

Wie in der Richtlinie über die Betriebserlaubnis 
(Artikel 1) vorgesehen, gilt die Richtlinie für land- 
oder forstwirtschaftliche Zugmaschinen auf Rädern 
mit einer bauartbedingten Höchstgeschwindigkeit 
zwischen 6 und nicht mehr als 25 km/h. 

Durch Artikel 2 werden die Vorschriften über die 
Bremsanlagen in das Verfahren für die EWG-Be- 
triebserlaubnis eingegliedert. 

Da einige neue Mitgliedstaaten zurzeit das Betriebs- 
erlaubnisverfahren mit nationaler Geltung nicht 
kennen, ist es erforderlich, Vorschriften vorzusehen, 
die in diesen Staaten die Benutzung der Zugmaschi- 
nen gewährleisten, die den Vorschriften der Richt- 
linie entsprechen (Artikel 3). 

Artikel 4 entspricht insoweit einem Sicherheitsbe- 
dürfnis, als er vorschreibt, daß Änderungen an den 
Bauteilen oder Merkmalen eines Zugmaschinentyps 
eine neue Prüfung bedingen können, gegebenen- 
falls in Verbindung mit einem neuen Prüfbericht. 
Die Behörde, die die Betriebserlaubnis erteilt, be- 
findet darüber, ob die vom Konstrukteur mitgeteil- 
ten Änderungen eine neue Kontrolle und folglich 
die Erstellung eines neuen Prüfberichts erforderlich 
machen oder nicht. Die Liste der Bauteile oder Merk- 
male, die die Bremswirkungen beeinflussen, ist in 
Anhang I beigefügt. 

Artikel 5 bezieht sich auf das Verfahren zur An- 
passung der Vorschriften der Anhänge an den tech- 
nischen Fortschritt. Dieses Verfahren wird in Arti- 
kel 13 der Richtlinie des Rates vom 4. März 1974 
über die Betriebserlaubnis für land- oder forstwirt- 
schaftliche Zugmaschinen auf Rädern beschrieben. 

Artikel 6 sieht eine zweifache Frist vor. Vor Ablauf 
der ersten Frist müssen die Mitgliedstaaten die 
Maßnahmen treffen und veröffentlichen, die erfor- 
derlich sind, um der Richtlinie nachzukommen. Die 
zweite Frist legt dagegen den Zeitpunkt fest, zu 
dem alle Mitgliedstaaten die gemeinsamen Vor- 
schriften in Kraft setzen müssen (Artikel 6 Absatz 1). 

Die Kommission muß ferner innerhalb angemesse- 
ner Fristen über alle von den Mitgliedstaaten auf 
dem von der Richtlinie erfaßten Gebiet geplanten 


Bestimmungen unterrichtet werden, damit sie sich 
gegebenenfalls dazu äußern kann (Artikel 6 Ab- 
satz 2). 

Die technischen Anhänge geben mehrere Begriffs- 
bestimmungen, regeln das Verfahren für den Antrag 
auf EWG-Betriebserlaubnis und enthalten die all- 
gemeinen und besonderen Bau- und Prüfvorschriften 
für die einzelnen Typen von Bremsanlagen sowie 
ein Muster des Formulars, mit dem die Verwaltung, 
die die Betriebserlaubnis hinsichtlich der Bremsan- 
lagen erteilt oder verweigert, zusätzliche Angaben 
zu dem in der Richtlinie über die Betriebserlaubnis 
vorgesehenen Betriebserlaubnisbogen macht. 

Bei einer einzigen Frage war es jedoch nicht mög- 
lich, eine Lösung vorzusehen, die von allen Sach- 
verständigen der Arbeitsgruppe „Landwirtschaft- 
liche Schlepper und Maschinen" gutgeheißen wer- 
den kann. Insbesondere die französischen und die 
italienischen Sachverständigen sprachen sich da- 
gegen aus, für Zugmaschinen mit einer rein mecha- 
nischen Übertragungseinrichtung aus starren Bau- 
teilen eine von der Betriebsbremse völlig unab- 
hängige Feststellbremse vorzuschreiben. In diesem 
Fall ist es möglich, die Übertragung der Betriebs- 
bremsanlage als nicht störanfällig und als ebenso 
zuverlässig wie die Einzelteile einer mechanischen 
Lenkvorrichtung des Fahrzeuges anzusehen. Folg- 
lich könnte man davon ausgehen, daß die mechani- 
sche Übertragung einer Betriebsbremse zum Aufbau 
der Übertragung der Feststellbremsanlage zählen 
kann. Dieselben Sachverständigen waren im übri- 
gen nicht dagegen, daß Betriebs- und Feststellbrems- 
anlage unabhängig voneinander betätigt werden 
und daß eine bestimmte Bremswirkung bei Betäti- 
gung der Feststellbremse vorgeschrieben wird. Die 
Kommission konnte sich diese Lösung nicht zu eigen 
machen, da die Sachverständigen der übrigen Mit- 
gliedstaaten mehr den in Punkt 4. 2.2.2. von Anhang I 
enthaltenen Vorschlag befürworteten, der bezüglich 
der Vorschriften für die Merkmale der Bremsan- 
lagen strenger ist, aber dem Wunsch nach einer 
größeren Klarheit dieser Vorschriften und damit 
nach einer größeren Sicherheit entgegenkommt. 

Anhörung des Europäischen Parlaments 
und des Wirtschafts- und Sozialausschusses 

Die Stellungnahmen dieser beiden Instanzen nach 
Artikel 100 Absatz 2 ist erforderlich. 


0 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 84 
vom 28. März 1974, S. 10 
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Vorschlag zur Angleichung der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten über den 
Anbau der Beleuchtungs- und Lichtsignaieinrichtungen für iand- oder 
forstwirtschaftliche Zugmaschinen auf Rädern 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 100, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozial- 
ausschusses, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die technischen Vorschriften, denen Zugmaschinen 
nach den nationalen Rechtsvorschriften genügen 
müssen, betreffen unter anderem auch den Anbau 
der Beleuchtungs- und Lichtsignaleinrichtungen. 

Diese Vorschriften sind von Mitgliedstaat zu Mit- 
gliedstaat verschieden. Daraus ergibt sich die Not- 
wendigkeit, daß alle Mitgliedstaaten - entweder 
zusätzlich zu oder an Stelle ihrer derzeitigen Rege- 
lung - gleiche Vorschriften erlassen, vor allem um 
für jeden Zugmaschinentyp das EWG-Betriebser- 
laubnisverfahren gemäß der Richtlinie des Rates 
vom 4. März 1974 zur Angleichung der Rechtsvor- 
schriften der Mitgliedstaaten über die Betriebser- 
laubnis für land- oder forstwirtschaftliche Zug- 
maschinen auf Rädern M einführen zu können. 

Die gemeinschaftlichen Vorschriften für den Bau 
der Beleuchtungs- und Lichtsignaleinrichtungen wer- 
den in anderen Einzelrichtlinien behandelt werden. 

Die Angleichung der nationalen Rechtsvorschriften 
über Zugmaschinen umfaßt auch die gegenseitige 
Anerkennung der von den einzelnen Mitglied- 
staaten auf Grund gemeinsamer Vorschriften durch- 
geführten Kontrollen. Dazu ist unerläßlich, daß diese 
Vorschriften von allen Mitgliedstaaten vom gleichen 
Tag an angewendet werden — 


HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN: 

Artikel 1 

1. Als Zugmaschine (land- oder forstwirtschaftliche 
Zugmaschine) gelten alle Kraftfahrzeuge auf 
Rädern oder Raupenketten mit wenigstens zwei 
Achsen, deren Funktion im wesentlichen in der 
Zugleistung besteht und die besonders zum Zie- 
hen, Schieben, Tragen oder zur Betätigung be- 
stimmter Geräte, Maschinen oder Anhänger ein- 
gerichtet sind, die zur Verwendung in land- oder 


forstwirtschaftlichen Betrieben bestimmt sind. 
Sie kann zum Transport einer Last und von Bei- 
fahrern ausgerüstet sein. 

2. Die Richtlinie gilt nur für die in Absatz 1 defi- 
nierten Zugmaschinen mit Luftbereifung und 
zwei Achsen sowie einer bauartbedingten 
Höchstgeschwindigkeit zwischen 6 und nicht 
mehr als 25 km/h. 

Artikel 2 

Die Mitgliedstaaten dürfen die EWG-Betriebserlaub- 
nis oder die Betriebserlaubnis mit nationaler Gel- 
tung für eine Zugmaschine nicht aus Gründen des 
Anbaus der in Punkt 1.5.7. bis 1.5.21. von Anhang I 
aufgezählten vorgeschriebenen oder zulässigen Be- 
leuchtungs- und Lichtsignaleinrichtungen verwei- 
gern, wenn sie in Übereinstimmung mit den Vor- 
schriften in Anhang I dieser Richtlinie angebaut 
sind. 

Artikel 3 

Die Mitgliedstaaten dürfen die Zulassung, den Ver- 
kauf, die Inbetriebnahme oder die Benutzung der 
Zugmaschinen nicht aus Gründen des Anbaus der 
in Punkt 1.5.7. bis 1.5.21. von Anhang I aufgezählten 
vorgeschriebenen oder zulässigen Beleuchtungs- und 
Lichtsignaleinrichtungen verweigern, wenn sie in 
Übereinstimmung mit den Vorschriften in Anhang I 
dieser Richtlinie angebaut sind. 


Artikel 4 

Der Mitgliedstaat, der die Betriebserlaubnis erteilt 
hat, trifft die erforderlichen Vorkehrungen, damit 
er von jeder Änderung unterrichtet wird, die ein 
Bauteil oder ein Merkmal nach Anhang I Punkt 1.1. 
betrifft. 

Die zuständigen Behörden dieses Mitgliedstaates 
befinden darüber, ob der geänderte Zugmaschinen- 
typ erneut geprüft und darüber ein neuer Prüfbe- 
richt erstellt werden muß. Die Änderung wird nicht 
genehmigt, wenn die Prüfung ergibt, daß die Vor- 
schriften dieser Richtlinie nicht eingehalten werden. 

Artikel 5 

Änderungen, die notwendig sind, um die Bestim- 
mungen der Anhänge dem technischen Fortschritt 
anzupassen, werden nach dem Verfahren des Ar- 


9 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 84 
vom 28. Marz 1974, S. 10. 
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tikels 13 der Richtlinie des Rates vom 4. März 1974 
zur Angleichung der Rechtsvorschriften der Mitglied- 
staaten über die Betriebserlaubnis für land- oder 
forstwirtschaftliche Zugmaschinen auf Rädern er- 
lassen. 


Artikel 6 

1. Die Mitgliedstaaten erlassen und veröffentlichen 
vor dem 1. April 1976 die Bestimmungen, die 
nötig sind, um dieser Richtlinie nachzukommen, 
und setzen die Kommission unverzüglich hiervon 
in Kenntnis. 

Sie wenden diese Bestimmungen ab 1. Oktober 
1976 an. 

2. Nach Bekanntgabe dieser Richtlinie unterrichten 
die Mitgliedstaaten die Kommission von allen 
Entwürfen der Rechts- und Verwaltungsvor- 
schriften, die sie auf dem von dieser Richtlinie 
erfaßten Gebiet zu erlassen beabsichtigen, so 
rechtzeitig, daß diese sich dazu äußern kann. 


Artikel 7 

Diese Richtlinie ist an alle Mitgliedstaaten gerichtet. 
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Anhang I 


1. 


1 . 1 . 

1.1.1. 
1 . 1 . 2 . 
1.1.3. 
1. 1.3.1 


1.1 .3.2. 

1 . 2 . 

1.3. 


1 . 4 . 

1 . 5 . 

1.5.1. 

1.5.2. 

1.5.3. 

1.5.4. 

1.5.5. 

1.5.6. 

1.5.7. 

1.5.8. 

1.5.9. 


Anbau von Beleuchtungs- und Lichtsignaleinrichtungen 

Begriffsbestimmungen 

Im Sinne dieser Richtlinie gilt: 

„Zugmaschinen hinsichtlich der Beleuchtungs- und Lichtsignaleinrichtungen" sind Zug- 
maschinen, die untereinander keine wesentlichen Unterschiede aufweisen. Solche Unter- 
schiede können insbesondere folgende sein: 

Abmessungen und äußere Form der Zugmaschine, 

Anzahl und Anbringungsort der Geräte, 

Es gelten nicht als „andere Zugmaschinen" 

Zugmaschinen, die im Sinne von Punkt 1.1.1. und 1.1.2. Unterschiede aufweisen, die jedoch 
keine Änderungen der Art, der Anzahl, der Lage und der geometrischen Sichtbarkeit der 
für den betreffenden Zugmaschinentyp vorgeschriebenen Leuchten verursachen. 

Zugmaschinen mit oder ohne zusätzliche Leuchten. 

„Querebene", eine zur mittleren Zugmaschinenlängsebenen senkrecht stehende Vertikale. 

„Leere Zugmaschine" ist die Zugmaschine im fahrbereiten Zustand nach Begriffsbestimmung 
von Punkt 2.4., Anhang I (Muster dos Besdireibungsbogens), zur Richtlinie vom 4. März 1974 
über die Betriebserlaubnis für land- oder Forstwirtschaftliche Zugmaschinen auf Rädern, 
jedoch ohne Fahrer. 

„Beladene Zugmaschine" ist das bis zu seinem vom Hersteller angegebene technisch zu- 
lässigen Höchstgewicht beladene Fahrzeug. Der Hersteller setzt auch die Verteilung des 
Gewichts auf die Achsen fest. 

„Leuchte" ist ein Gerät, das dazu dient, die Fahrbahn zu beleuchten (Scheinwerfer) oder ein 
Lichtsignal abzugeben. Als Leuchten gelten ferner die Beleuchtungseinrichtung für das hintere 
Kennzeichen sowie die Rückstrahler. 

„Äquivalente Leuchten" sind Leuchten, die die gleiche Funktion haben und in dem Zulas- 
sungsland der Zugmaschine genehmigt sind; diese Leuchten können unterschiedliche Eigen- 
schaften haben gegenüber den Leuchten, init denen die Zugmaschine bei der Betricbserlaubnis 
ausgerüstet war, sofern sie den Forderungen des vorliegenden Anhangs entsprechen. 

„Unabhängige Leuchten“ mit getrennten leuchtenden Flächen, getrennten Lichtquellen und 
getrennten Gehäusen. 

„Zusammengebaute Leuchten" sind Geräte, die getrennt leuchtende Flächen getrennte Licht- 
quellen, jedoch gemeinsame Gehäuse haben. 

„Kombinierte Leuchten" sind Geräte, die getrennte leuchtende Flächen jedoch die gleiche 
Lichtquelle und das gleiche Gehäuse haben. 

„Ineinander gebaute Leuchten" sind Geräte, die getrennte Lichtquellen (oder eine einzige 
Lichtquelle, die unter unterschiedlichen Bedingungen brennt) und das gleiche Gehäuse haben 
sowie teilweise oder völlig gemeinsame leuchtende Flächen. 

„Verdeckbare Leuchte" ist eine Leuchte, die teilweise oder vollständig verdeckt werden kann, 
wenn sie nicht gebraucht wird. Dies kann erreicht werden durch eine bewegliche Abdeckung 
oder durch Lageänderung des Scheinwerfers oder durch andere geeignete Mittel. 

„Scheinwerfer für Fernlicht" ist ein Scheinwerfer, der dazu dient, die Fahrbahn auf eine 
große Entfernung vor der Zugmaschine auszuleuchten. 

„Scheinwerfer für Abblendlicht" ist ein Scheinwerfer, der dazu dient, die Fahrbahn vor der 
Zugmaschine auszuleuchten, ohne die Führer der entgegenkommenden Fahrzeuge oder 
andere Verkehrsteilnehmer zu blenden oder mehr als unvermeidbar zu stören. 

„Nebelscheinwerfer" ist ein Scheinwerfer, der dazu dient, die Beleuchtung der Fahrbahn 
bei Nebel, Schneefall, Wolkenbrüchen oder Staubwolken zu verbessern. 
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1.5.10. 

1.5.11. 

1.5.12. 

1.5.13. 

1.5.14. 

1.5.15. 

1.5.16. 

1.5.17. 

1.5.18. 

1.5.19. 

1.5.20. 

1.5.21. 

1 . 6 . 

1.6.1. 

1 . 6 . 2 . 

1.6.3. 

1.6.4. 


„Rückfahrleuchte" ist eine Leuchte, die dazu bestimmt ist, die Fahrbahn hinter dem Fahrzeug 
auszuleuchten und anderen Verkehrsteilnehmern anzuzeigen, daß die Zugmaschine rück- 
wärts fährt oder rückwärts zu fahren beginnt. 

„Fahrtrichtungsanzeiger" ist eine Leuchte, die dazu dient, anderen Verkehrsteilnehmern 
anzuzeigen, daß der Führer die Absicht hat, die Fahrtrichtung nach rechts oder links zu 
ändern. 

„Warnblinklicht" ist das gleichzeitige Blinken aller Fahrtrichtungsanzeiger. Es ist dazu 
bestimmt, anderen Verkehrsteilnehmern die besondere Gefahr anzuzeigen, die die Zug- 
maschine im Augenblick für andere Verkehrsteilnehmer darstellt. 

„Bremsleuchte" ist eine Leuchte, die dazu dient, anderen Verkehrsteilnehmern hinter der 
Zugmaschine anzuzeigen, daß sein Führer die Betriebsbremse betätigt. 

„Beleuchtungseinrichtung für das hintere Kennzeichen" ist eine Einrichtung, die dazu dient, 
den Anbringungsort für das hintere Kennzeichenschild zu beleuchten; sie kann aus ver- 
schiedenen optischen Teilen zusammengesetzt sein. 

„Vordere Begrenzungsleuchte" ist eine Leuchte, die dazu dient, das Vorhandensein der 
Zugmaschine und seine Breite von vorne anzuzeigen. 

„Schlußleuchte" ist eine Leuchte, die dazu dient, das Vorhandensein und die Breite der 
Zugmaschine von hinten anzuzeigen. 

„Nebelschlußleuchte " ist eine Leuchte, die dazu dient, das Vorhandensein der Zugmaschine 
bei dichtem Nebel von hinten besser anzuzeigen. 

„Parkleuchte" ist eine Leuchte, die dazu dient, das Vorhandensein einer Zugmaschine ohne 
Anhänger beim Parken innerhalb geschlossener Ortschaften anzuzeigen. Sie ersetzt in 
diesem Fall die Begrenzungs- und Schlußleuchten. 

„Umrißleuchte" ist eine Leuchte, die so nahe wie möglich zur breitesten Stelle der Zug- 
maschine und so hoch wie möglich an der Zugmaschine angebaut ist und dazu dient, die 
Breite über alles deutlich anzuzeigen. Sie soll bei manchen Zugmaschinen die Begrenzungs- 
leuchten ergänzen und die Aufmerksamkeit auf besondere Fahrzeugumrisse lenken. 

„Rückstrahler" ist ein Gerät, das dazu dient, das Vorhandensein einer Zugmaschine durch 
Reflexion von Licht anzuzeigen, das von einer Lichtquelle ausgeht, die nicht an der betreffen- 
den Zugmaschine angebaut ist, wobei sich der Beobachter in der Nähe der betreffenden 
Lichtquelle befindet. 

„Arbeitsscheinwerfer" ist eine Einrichtung zur Beleuchtung eines Arbeitsplatzes oder eines 
Arbeitsvorganges. 

„Leuchtende Fläche oder Leuchte" 

„Leuchtende Fläche eines Scheinwerfers" (Punkte 1.5.7. bis 1.5.10.) ist die orthogonale 
Projektion der gesamten Öffnung des Spiegels der Leuchte auf eine zu ihrer Bezugsachse 
senkrecht liegenden Ebene. Bedeckt (bedecken) die Streuscheibe(n) eines Scheinwerfers nur 
einen Teil der Gesamtöffnung des Spiegels, dann gilt als leuchtende Fläche nur die Projektion 
dieses Teils. 

„Leuchtende Fläche einer Signalleuchte, ausgenommen Rückstrahler" (Punkte 1.5.11. bis 
1.5.19.) ist eine orthogonale Projektion der Leuchte auf eine zu ihrer Bezugsachse senkrecht 
liegenden Ebene, welche die Außenscheibe der Leuchte berührt. Diese Projektion wird 
begrenzt durch die in dieser Ebene liegenden Maskenränder, wobei jeder Rand für sich 
allein die Gesamtlichtstärke der Leuchte auf 98 °/o herabsetzt. Zur Bestimmung des unteren, 
oberen und seitlichen Randes der Leuchte werden nur Masken mit horizontalem und verti- 
kalem Rand berücksichtigt. 

„Leuchtende Fläche eines Rückstrahlers" (Punkt 1.5.20.) die leuchtende Fläche in einer senk- 
recht zu seiner Bezugsachse stehenden Ebene wird begrenzt durch die Ebenen, die an die 
äußeren Teile der Rückstrahloptik angrenzen und parallel zu dieser Achse sind. Zur Fest- 
legung der unteren, oberen und seitlichen Ränder der Leuchten werden nur die senkrechten 
und waagerechten Ebenen in Betracht gezogen. 

„Scheinbare Oberfläche", in einer bestimmten Beobachtungsrichtung ist die orthogonale 
Projektion der äußeren Fläche des lichtdurchlässigen Teils einer Leuchte auf eine zur Beobach- 
tungsrichtung senkrechte Ebene (s. Zeichnung im Zusatz 1). 
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1.7. 

1 . 8 . 

1.9. 

1 . 10 . 

1 . 10 . 1 . 

1 . 10 . 2 . 

1.10.3. 

1.10.4. 

1.10.5. 
1 . 11 . 

1 . 12 . 

1 . 12 . 1 . 


1 . 12 . 2 . 


1.13. 

1.14. 

1.15. 


„Bezugsachse" ist die charakteristische Achse des Lichtsignals, die vom Hersteller festgelegt 
wird und als Ausgangsrichtung (H=0°, V=O 0 ) für die Winkel bei den photometrischen 
Messungen und beim Aufbau an der Zugmaschine dient. 

„Bezugspunkt" ist der vom Hersteller der Leuchte angegebene Schnittpunkt der Bezugsach^e 
mit der Lichtaustrittsfläche. 

„Winkel der geometrischen Sichtbarkeit" sind die Winkel, welche den Bereich des kleinsten 
Raumwinkels abgrenzen, innerhalb dessen die scheinbare Oberfläche in einer beliebigen 
Beobachtungsrichtung sichtbar sein muß. Dieser Raumwinkelbereich wird durch die Segmente 
einer Kugel abgegrenzt, deren Mittelpunkt identisch ist mit dem Bezugspunkt der Leuchte, 
und deren Äquator parallel zur Fahrbahn verläuft. Die Segmente werden bestimmt durch 
den horizontalen und vertikalen Winkel, wobei beide Winkel von der Bezugsachse ausge- 
rechnet werden. Die horizontalen Winkel entsprechen der Länge ß, die vertikalen der 
Breite «. Innerhalb der Winkel der geometrischen Sichtbarkeit darf sich kein Hindernis für 
das von einem beliebigen Teil der scheinbaren Oberfläche ausgesandte Licht befinden. Nicht 
berücksichtigt werden die bei der Bauartgenehmigung, falls diese vorgeschrieben ist, vor- 
handenen Hindernisse. 

„Äußerste Stelle der Breite über alles" auf jeder Seite der Zugmaschine ist die zur Zug- 
maschinenlängsmittelebene parallel liegende Ebene, die die breiteste Stelle der Zugmaschine 
berührt, wobei folgende überstehende Teile außer Betracht bleiben. 

Reifen in der Höhe des Bodenberührungspunktes und Verbindungen von Druckanzeigern bei 
Reifen, 

Gleitschutzvorrichtungen, die an den Rädern angebracht sein können, 

Rückspiegel, 

Seitliche Fahrtrichtungsanzeiger, Umrißleuchten, Begrenzungs- und Schlußleuchten sowie 
Parkleuchten, 

Zollplomben an der Zugmaschine und Befestigungs- und Schutzeinrichtungen solcher Plomben. 

„Breite über alles", Entfernung zwischen den beiden unter Punkt 1.10. definierten Vertikal- 
ebenen; 

Es gilt 

Als „einzige Leuchte“ eine Kombination von zwei oder mehreren Leuchten, gleicher oder 
nicht gleicher Art, jedoch gleicher Funktion und gleicher Farbe, die aus Einrichtungen 
besteht, deren leuchtende Fläche der Leuchten auf eine Ebene senkrecht zur Zugmaschinen- 
längsmittelebene und senkrecht zur Fahrbahn mindestens 60% der Fläche des kleinst- 
möglichen um die leuchtende Fläche der Leuchte umschriebenen Rechtecks ausfüllen; außer- 
dem muß eine solche Kombination als Leuchteinheitstyp geprüft sein, wenn Typprüfung 
verlangt ist. Diese Kombinationsmöglichkeit ist für Scheinwerfer für Fernlicht, Scheinwerfer 
für Abblendlicht und für Nebelscheinwerfer nicht gültig. 

Als „zwei" oder als „eine gerade Anzahl von Leuchten", eine einzige leuchtende Fläche der 
Leuchte in der Form eines Lichtbandes, wenn dieses Band symmetrisch zur Zugmaschinen- 
längsmittelebene angeordnet ist und wenn es sich mindestens bis 0,40 m von der breitesten 
Stelle der Zugmaschine auf jeder Seite erstreckt. Die Länge des Bandes muß außerdem 
mindestens 0,80 m betragen. Für die Beleuchtung des Bandes müssen mindestens zwei 
Lichtquellen vorhanden sein, die so nahe wie möglich an den Enden des Bandes liegen. 
Die leuchtende Fläche der Leuchte darf aus nebeneinander liegenden getrennten Bauteilen 
bestehen, sofern die leuchtenden Flächen des nichtdurchlässigen Teils der Leuchte auf die 
gleiche Vertikalebene mindestens 60% der Fläche des umschriebenen kleinstmöglichen 
Rechtecks ausfüllen. 

„Abstand zweier Leuchten", die gleich gerichtet sind, ist der Abstand zwischen den ortho- 
gonalen Projektionen der Umrisse der beiden nach Punkt 1.6. bestimmten leuchtenden Flächen 
auf eine Ebene, die senkrecht zur Betrachtungsrichtung dieser Umrisse liegt. Bei Schein- 
werfern für Abblendlicht ist die leuchtende Fläche an der Hell-Dunkel-Grenze durch die Spur 
der Hell-Dunkel-Grenze auf der Streuscheibe begrenzt. Sind der Spiegel und die Streu- 
scheiben gegeneinander verstellbar, ist die mittlere Einstellung zu benutzen. 

„Zulässig" ist eine Leuchte, deren Vorhandensein dem Hersteller freigestellt ist. 

„Funktionskontrolleuchten" sind Kontrolleuchten, die angeben, ob eine Einrichtung in Betrieb 
ist und einwandfrei arbeitet. 
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1.16. „Einschaltkontrolleuchten“ sind Kontrolleuchten, die angeben, daß eine Einrichtung in Betrieb 

ist, gleichviel ob sie normal arbeitet oder nicht. 

2. Beantragung einer EWG-Betriebserlaubnis 

2.1. Die Beantragung einer EWG-Betriebserlaubnis eines Zugmaschinentyps in Bezug auf den 
Anbau von Beleuchtungs- und Lichtsignaleinrichtungen ist vom Hersteller der Zugmaschine 
oder seinem Beauftragten einzureichen. 

2.2. Dem Antrag sind folgende; Unterlagen in dreifacher Ausfertigung und folgende Angaben 
beizufügen: 

2.2.1. Beschreibung des Zugmaschinentyps hinsichtlich der unter Punkt 1.1.1. bis 1.1.3. aufgeführten 
Kriterien; 

2.2.2. Liste der Leuchten, die vom Hersteller als Beleuchtungs- und Lichtsignalausrüstung angebaut 
sind. Jeder Typ muß eindeutig bezeichnet sein (insbesondere Prüfzeichen, Name und An- 
schrift des Herstellers). Äquivalente Leuchten dürfen später ohne erneute Betriebserlaubnis 
angebracht werden; 

2.2.3. Skizze sämtlicher Beleuchtungs- und Lichtsignaleinrichtungen mit Angabe der Lage der 
verschiedenen Leuchten an der Zugmaschine; 

2.2.4. Skizze(n), die für jede Leuchte die Bezeichnung der leuchtenden Fläche im Sinn von Punkt 1.6. 
enthält (enthalten). 

2.3. Der Prüfstelle ist eine leere Zugmaschine mit Beleuchtungs- und Lichtsignalausrüstung nach 
Punkt 2.2.2. vorzustellen, die für den zu prüfenden Zugmaschinentyp repräsentativ ist. 

2.4. Die im Anhang li vorgesehene Mitteilung ist dem Betriebserlaubnisbogen beizufügen. 

3. Allgemeine Bestimmungen 

3.1. Die Beleuchtungs- und Lichtsignaleinrichtungen sind so anzubauen, daß unter normalen 
Gebrauchsbedingungen und trotz der gegebenenfalls auftretenden Schwingungsbeanspruchun- 
gen die in diesem Anhang vorgeschriebenen Eigenschaften nicht beeinträchtigt werden und 
daß die Zugmaschine den Vorschriften dieses Anhangs entsprechen kann. Insbesondere muß 
eine unbeabsichtigte Verstellung der Leuchten ausgeschlossen sein. 

3.1.1. Falls ihre Beleuchlungseinrichtungen nach hinten verdeckt sind, müssen Zugmaschinen mit 
elektrischen Verbindungseinrichtungen für die etwaige Benutzung von abnehmbaren Be- 
leuchtungseinrichtungen ausgerüstet sein. Insbesondere muß die Zugmaschine eine Steck- 
dose nach den Normen ISO R 1724 aufweisen (elektrische Verbindungen für Fahrzeuge mit 
elektrischen 6- oder 12-V-Geräten, insbesondere für Personenwagen und leichte oder 
Camping- Anhänger) (I. Ausgabe - April 1970) und ISO R 1185 (elektrische Verbindungen 
zwischen Zugfahrzeugen und Anhängern mit elektrischen 24-V-Geräten für den grenzüber- 
schreitenden Güterverkehr) (I. Ausgabe - März 1970). Bei Anwendung der Norm ISO R 1185 
wird der Kontakt 2 nur für die hintere Schlußleuchte und die linke Begrenzungsleuchte 
verwendet. 

3.2. Die Beleuchtungseinrichtungen nach Punkten 1.5.7., 1.5.8. und 1.5.9. sind so anzubauen, daß 
eine richtige Einstellung leicht möglich ist. 

3.3. Für alle Signalleuchten gilt auch jener, die an den Seiten angebracht sind - daß die 
Bezugsachse nach Anbau der Leuchte an der Zugmaschine parallel zur Standfläche der 
Zugmaschine auf der Fahrbahn liegen muß. Für die seitlichen Rückstrahler muß die Achse 
senkrecht zur Zugmaschinenlängsmittelebene stehen; bei allen anderen Lichtsignaleinrich- 
tungen muß sie parallel zu dieser Ebene liegen. In jeder Richtung ist eine Toleranz von 
± 30 zulässig. Sind vom Hersteller besondere Vorschriften für den Anbau vorgesehen, so 
sind diese außerdem zu beachten. 

3.4. Außer im Falle besonderer Vorschriften, sind Höhe und Ausrichtung der Leuchten an der 
leeren, auf einer ebenen und waagerechten Fläche aufgestellten Zugmaschine zu prüfen. 

3.5. Liegen keine besonderen Vorschriften vor, so müssen die Leuchten eines gleichen Leuchten- 
paares: 

3.5.1. symmetrisch zur Fahrzeuglängsachse angebracht sein, 

3.5.2. in bezug auf die Fahrzeuglängsachse zueinander symmetrisch sein, 

3.5.3. denselben chromatometrischen Vorschriften entsprechen, 
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3.5.4, 

3.6. 

3.7. 


3.8. 


3.9. 


3.10. 

3.10.1. 

3.10.2. 

3.10.3. 

3.10.3.1. 

3.10.3.2. 


3.11. 

3.12. 


3.13. 


annähernd die gleichen photometrischen Eigenschaften aufweisen. 

An Zugmaschinen mit asymmetrischer Außenform sind diese Bedingungen so weit wie 
möglich einzuhalten. Die Bedingungen von Punkt 3.5.1. und 3.5.2. gelten als erfüllt, wenn 
der Abstand von zwei Leuchten zur Längsmittelebene der gleiche ist. 

Leuchten mit unterschiedlichen Funktionen können unabhängig oder zusammengebaut, 
kombiniert oder ineinandergebaut (in einem Gerät) sein, vorausgesetzt, daß jede dieser 
Leuchten die entsprechenden Vorschriften erfüllt. 

Die größte Höhe über der Fahrbahn ist vom höchsten Punkt der leuchtenden Fläche aus zu 
messen, die kleinste Höhe über der Fahrbahn vom niedrigsten Punkt der leuchtenden Fläche 
aus. 

Liegen keine besonderen Vorschriften vor, darf keine Leuchte Blinklicht ausstrahlen, ausge- 
nommen die Fahrtrichtungsanzeiger und das Warnblinklicht. Keine rote Leuchte darf nach 
vorne und keine weiße Leuchte nach hinten sichtbar sein, ausgenommen Rückfahrschein- 
werfer und die Arbeitsscheinwerfer. 

Diese Bedingung wird wie folgt geprüft: 

Sichtbarkeit einer roten Leuchte nach vorne: für das Auge eines Beobachters, der sich längs 
der Zone 1 einer senkrechten Ebene bewegt, die von der Länge über alles 25 m nach vorne 
entfernt ist, darf kein rotes Licht direkt sichtbar sein (siehe Zeichnung, im Zusatz 2, Abb. 1); 

Sichtbarkeit einer weißen Leuchte nach hinten: für das Auge eines Beobachters, der sich 
längs einer Zone 2, einer senkrechten Ebene bewegt, die von der Länge über alles 25 m 
nach hinten entfernt ist, darf kein weißes Licht sichtbar sein (siehe Zeichnung, im Zusatz 2, 
Abb. 2). 

Die vom Auge des Beobachters erforschten Zonen 1 und 2 sind in ihren Ebenen wie folgt 
begrenzt: 

In der Höhe: durch zwei waagerechte Ebenen, die 1 m bzw. 2,20 m über der Fahrbahn liegen, 

In der Breite: durch zwei senkrechte Ebenen, die nach vorne bzw. nach hinten einen Winkel 
von 15° nach außen in bezug zur Zugmaschinenmittelebene bilden und die durch den oder 
die Berührungspunkte der zur Mittelebene parallel verlaufenden und die Breite über alles 
begrenzenden, senkrechten Ebenen gehen. 

Gibt es mehrere Punkte, so entspricht der vorderste der vorderen Ebene, der hinterste der 
hinteren Ebene. 


Die elektrischen Verbindungen müssen so ausgeführt sein, daß die Begrenzungsleuchten, 
Schlußleuchten, Umrißleuchten (falls vorhanden) sowie die Beleuchtungseinrichtung für das 
hintere Kennzeichen gleichzeitig eingeschaltet werden können. 

Die elektrischen Verbindungen müssen so ausgeführt sein, daß die Scheinwerfer für Fern- 
licht, die Scheinwerfer für Abblendlicht und die Nebelscheinwerfer nur dann eingeschaltet 
werden können, wenn die unter 3.11. genannten Leuchten eingeschaltet sind. 

Diese Bedingung ist jedoch nicht für Scheinwerfer für Fernlicht oder Scheinwerfer für 
Abblendlicht vorgeschrieben, wenn die Warnzeichen durch in kurzen Zeitabständen inter- 
mittierendes Einschalten der Scheinwerfer für Abblendlicht, durch intermittierendes Ein- 
schalten der Scheinwerfer für Fernlicht oder durch in kurzen Zeitabständen wechselweises 
Einschalten der Scheinwerfer für Abblendlicht und der Scheinwerfer für Fernlicht abgegeben 
werden. 


dieses Anhangs sind, sind folgende: 


Die Farben der Leuchten, die Gegenstand 

— Scheinwerfer für Fernlicht 

— Scheinwerfer für Abblendlicht 

— Nebelscheinwerfer 

— Rückfahrleuchte 

— Fahrtrichtungsanzeiger 

— Warnblinklicht 

— Bremsleuchte 

— hintere Kennzeichenbeleuchtung 

— vordere Begrenzungsleuchte 


weiß oder selektives gelb 

weiß oder selektives gelb 

weiß oder selektives gelb 

weiß 

autogelb 

autogelb 

rot 

weiß 

weiß, selektives gelb ist zulässig, wenn die 
Begrenzungsleuchte in einen Scheinwerfer mit 
gelbem Licht eingebaut ist 
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3.14. 

3.15. 

3.15.1. 

3.15.2. 

3.15.3. 

4. 

4.1. 

4.1.1. 

4.1.2. 

4.1.3. 

4.1.4. 

4. 1.4.1 

4.1. 4.2 
4. 1.4.3, 

4.1.5. 

4.1.6. 

4.1.7. 

4.1.8. 

4.1.9. 


— hintere Begrenzungsleuchte 
— • Nebelschlußleuchte 

— Parkleuchte 


— Arbeitsscheinwerfer 

— Umrißleuchte 

— hinterer, nicht dreieckiger 
Rückstrahler 


: rot 
: rot 

: vorn weiß, hinten rot bzw. autogelb, wenn mit 
den seitlichen Fahrtrichtungsanzeigern zusammen- 
gebaut 

: keine Vorschriften 
: vorn weiß, hinten rot 
: rot 


Die Funktion der Einschalt-Kontrolleuchten kann von den Funktions-Kontrolleuchten über- 
nommen werden. 


Verdeckbare Leuchten 

Die Beleuchtungseinrichtungen der Zugmaschinen außer Fahrtrichtungsanzeiger dürfen so 
gebaut werden, daß es möglich ist, sie zu verdecken, wenn sie nicht eingeschaltet sind. 

Die eingeschaltete Leuchte muß in Gebrauchslage bleiben. 

Die rechte verdeckbare Leuchte muß sich stets in der gleichen Lage wie die entsprechende 
linke Leuchte befinden. 


Besondere Vorschriften 

Scheinwerfer für Fernlicht 

V orhandensein 
Zulässig 

Anzahl 
2 oder 4 

Anbauschema 

Keine besondere Vorschrift 

Anbringung 

in Richtung der Breite 

Die äußeren Ränder der leuchtenden Fläche dürfen in keinem Fall näher zu den Randlinien 
der Breite über alles der Zugmaschine liegen, als die äußeren Ränder der leuchtenden Fläche 
der Scheinwerfer für Abblendlicht. 

In der Höhe 

Keine besondere Vorschrift 
In Längsrichtung 

Vorn an der Zugmaschine; diese Bedingung gilt als erfüllt, wenn das ausgestrahlte Licht den 
Fahrzeugführer weder mittelbar noch unmittelbar über Rückspiegel oder sonstige spiegeln- 
den Flächen stört. 

Geometrische Sichtbarkeit 

Die Sichtbarkeit der leuchtenden Fläche, auch die in der jeweiligen Beobachtungsrichtung 
nicht leuchtend erscheinenden Bereiche, muß innerhalb eines kegelförmigen Raumes sicher- 
gestellt sein, der durch Mantellinien begrenzt ist, die durch den Umriß der leuchtenden 
Flächen gehen und einen Winkel von mindestens 5° mit der Bezugsachse des Scheinwerfers 
bilden. 

Ausrichtung 
Nach vorn. 

Außer den notwendigen Einrichtungen für eine einwandfreie Einstellung und beim Vor- 
handensein von zwei Paaren von Scheinwerfern für Fernlicht darf ein Paar davon, das nur 
Fernlicht ausstrahlen kann, schwenkbar sein in Abhängigkeit vom Einschlagwinkel der 
Lenkung. Die Schwenkachse muß annähernd vertikal sein. 

Darf „zusammengebaut“ sein 

mit dem Scheinwerfer für Abblendlicht und den anderen vorderen Leuchten. 

Darf „kombiniert“ sein 
mit keiner anderen Leuchte. 

Darf „ineinandergebaut“ sein 
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4.1 .9.1 . 

4. 1.9.2. 

4. 1.9.3. 

4.1.10. 
4.1.10.1 

4.1.10.2. 

4.1.11. 

4.1.12. 

4.1.12.1. 

4.1.12.2. 

4.2. 

4.2.1. 

4.2.2. 

4.2.3. 

4.2.4. 

4.2.4. 1 . 

4. 2. 4. 2. 

4. 2.4.3. 

4.2.5. 


4.2.6. 

4. 2. 6.1. 

4. 2. 6. 2. 

4. 2. 6. 3. 

4.2.7. 


mit dem Scheinwerfer für Abblendlicht, außer wenn der Scheinwerfer für Fernlicht in 
Abhängigkeit vom Einschlagwinkel der Lenkung schwenkbar ist; 

mit der vorderen Begrenzungsleuchte; 
mit dem Nebelscheinwerfer. 

Elektrische Schaltung 

Die Scheinwerfer für Fernlicht dürfen nur insgesamt oder teilweise einschaltbar sein. Beim 
Übergang vom Abblendlicht zum Fernlicht muß mindestens ein Paar Scheinwerfer für 
Fernlicht eingeschaltet werden. Beim Abblenden müssen alle Scheinwerfer für Fernlicht 
gleichzeitig erlöschen. 

Die Abblendscheinwerfer dürfen gleichzeitig mit den Scheinwerfern für Fernlicht brennen. 

Einschaltkontrolle 

Vorgeschrieben. 

Sonstige Vorschriften 

Die größte Lichtstärke aller Scheinwerfer für Fernlicht, die gleichzeitig brennen können, 
darf 225 000 cd nicht überschreiten. 

Für diese größte Lichtstärke gilt die Summe der Einzellichtstärken, die bei der Typprüfung 
gemessen wurden und auf dem betreffenden Betriebserlaubnisbogen angegeben sind. 

Scheinwerfer für Abblendlicht 

Vorhandensein 

Vorgeschrieben. 

Anzahl 

2 

Anbauschema 

Keine besonderen Vorschriften. 

Anbringung 

In Richtung der Breite 
Keine Vorschriften 

In der Höhe 

Über dem Boden: mindestens 500 mm 
höchstens 1200 mm 

Dieser Wert kann jedoch auf 1500 mm erhöht werden, wenn es der Aufbau der Zugmaschine 
oder die Arbeitsausrüstung erfordert. 

In Längsrichtung 

Vorne an der Zugmaschine; diese Bedingung gilt als erfüllt, wenn das ausgestrahlte Licht 
den Fahrzeugführer weder mittelbar noch unmittelbar über Rückspiegel und/oder sonstige 
spiegelnde Flächen stört. 

Geometrische Sichtbarkeit 

Sie ist durch die Winkel a und ß entsprechend Punkt 1.9. festgelegt. 
u ----- 15° nach oben und 10° nach unten 
ß — 45° nach außen und 10° nach innen 

Innerhalb dieses Bereiches muß ungefähr die gesamte projizierte Fläche des Scheinwerfers 
sichtbar sein. 

Wände und sonstige Teile in der Umgebung des Scheinwerfers dürfen keinerlei störende 
Nebenwirkungen für die übrigen Verkehrsteilnehmer hervorrufen. 

Ausrichtung 

Die Ausrichtung der Abblendscheinwerfer darf durch Betätigung der Lenkeinrichtung nicht 
geändert werden. 

Beträgt die Höhe der Abblendscheinwerfer zwischen 500 und 1200 mm, so muß ein Absenken 
des Scheinwerferlichtbündels zwischen 0,5 und 4 °/o möglich sein; 

Beträgt die Höhe der Abblendscheinwerfer zwischen 1200 und 1500 mm, so wird die vor- 
stehend unter Punkt 4. 2.6. 2. angegebene Grenze von 4 % auf 5 °/o erhöht. 

Darf „zusammengebaut" sein 

mit dem Scheinwerfer für Fernlicht und den anderen vorderen Leuchten. 
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4.2.8. 

4.2.9. 

4.2. 9.1 . 

4. 2. 9.2. 

4.2.10. 

4.2.11. 

4.2.12. 

4.3. 

4.3.1. 

4.3.2. 

4.3.3. 

4.3.4. 

4.3.4. 1. 

4.3. 4.2. 

4. 3.4.3. 

4.3.5. 

4.3.6. 

4.3.7. 

4.3.8. 

4.3.9. 

4. 3. 9.1, 

4.3. 9. 2. 

4.3.10. 


Darf „nicht kombiniert“ sein 
mit anderen Leuchten. 

Darf „ineinander gebaut" sein 

mit dem Scheinwerfer für Fernlicht, außer wenn dieser in Abhängigkeit vom Einschlag- 
winkel der Lenkung beweglich ist. 

mit den anderen vorderen Leuchten. 

Elektrische Schaltung 

Beim Abblenden müssen alle Scheinwerfer für Fernlicht gleichzeitig erlöschen. 

Die Scheinwerfer für Abblendlicht dürfen gleichzeitig mit den Scheinwerfern für Fernlicht, 
brennen. 

Einschaltkontrolle 

Zulässig. 

Sonstige Vorschriften 

Die Vorschriften von Punkt 3.5.2. gelten nicht für Abblendscheinwerfer, 

Nebelscheinwerfer 

Vorhandensein 

Zulässig. 

Anzahl 

2 

Anbauschema 

Keine besondere Vorschriften 
Anbringung 

In Richtung der Breite 
Keine Vorschriften 

In der Höhe 

mindestens 250 mm über dem Boden. 

Kein Punkt der leuchtenden Fläche darf sich oberhalb des höchstens Punktes des Schein- 
werfers für Abblendlicht befinden. 

In Längsrichtung 

Vorne an der Zugmaschine; diese Bedingung gilt als erfüllt, wenn das ausgestrahlte Licht 
den Fahrzeugführer weder mittelbar noch unmittelbar über Rückspiegel und/oder sonstige 
spiegelnde Flächen stört. . 

Geometrische Sichtbarkeit 

Sie ist bestimmt durch die Winkel a und ß, wie sie unter Punkt 1.9. angegeben sind, 
a = 5° nach oben und unten, 
ß = 45° nach außen und 5° nach innen. 

Ausrichtung 

Die Nebelscheinwerfer dürfen ihre Richtung nicht in Abhängigkeit vom Einschi agwinkel der 
Lenkung verändern können. Sie müssen nach vorne ausgerichtet sein, ohne die entgegen- 
kommenden Fahrzeugführcr oder andere Verkehrsteilnehmer zu blenden oder über Gebühr 
zu stören. 

Darf „zusammengebaut" sein 
mit anderen vorderen Leuchten 

Darf nicht „kombiniert" sein 
mit anderen vorderen Leuchten 

Darf „ineinander gebaut" sein 

mit in Abhängigkeit vom Einschlagwinkel der Lenkung nicht schwenkbaren Scheinwerfern 
für Fernlicht, bei Vorhandensein von vier Scheinwerfern; 

mit den vorderen Begrenzungsleuchten. 

Elektrische Schaltung 

Die Nebelscheinwerfer müssen unabhängig von den Fernscheinwerfern oder den Abblend- 
scheinwerfern - und umgekehrt - ein- und ausgeschaltet werden können. 
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4.3.11. 

4.4. 

4.4.1. 

4.4.2. 

4.4.3. 

4.4.4. 

4.4.4. 1 , 

4.4. 4.2, 

4. 4. 4. 3, 

4.4.5. 

4.4.6. 

4.4.7. 

4.4.8. 

4.4.9. 

4.4.10. 

4.4.11. 

4.5. 

4.5.1. 

4.5.2. 

4.5.3. 
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Einschaltkontrolle 

Zulässig 

Rückfahrleudite 

Vorhandensein 

Zulässig 

Anzahl 
1 oder 2 

Anbauschema 

Keine besondere Vorschrift. 

Anbringung 

In Richtung der Breite 
Keine besondere Vorschrift. 

In der Höhe 

Mindestens 250 mm, höchstens 1200 mm über dem Boden. 

In Längsrichtung 
Hinten an die Zugmaschine 

Geometrische Sichtbarkeit 

Diese ist durch die Winkel a und ß nach Punkt 1 .9. festgelegt 
(x = 15° nach oben und 5° nach unten, 

ß = 45° nach rechts und links, bei nur einer Rückfahrleuchte, 
ß = 45° nach außen und 30° nach innen bei zwei Leuchten. 

Ausrichtung 
Nach hinten. 

Darf „ zusammengebaut " sein 
mit allen anderen Heckleuchten. 

Darf nicht „kombiniert" sein 
mit anderen Leuchten. 

Darf nicht „ineinander gebaut" sein 
mit anderen Leuchten. 

Elektrische Schaltung 

Sie darf nur bei eingelegtem Rückwärtsgang brennen können, wenn die Einrichtung, mit der 
der Motor in Gang gesetzt oder abgestellt werden kann, sich in der Stellung befindet, in der 
ein Betrieb des Motors möglich ist. 

Ist eine der beiden Bedingungen nicht erfüllt, so darf die Leuchte nicht eingeschaltet werden 
können oder eingeschaltet bleiben. 

Kontrolle 

Unzulässig 

Fahrtrichtungsanzeiger 

Vorhandensein 

Vorgeschrieben für alle Zugmaschinen. Die Typen von Fahrtrichtungsanzeigern werden 
eingeteilt in Kategorien (1 bis 5), deren Anbau an eine bestimmte Zugmaschine eine be- 
stimmte Anordnung (A bis E) ergibt. 

Die Anordnung A ist nur bei Zugmaschinen zulässig, deren Gesamtlänge 4,60 m nicht über- 
schreitet, vorausgesetzt, daß die Entfernung zwischen den Außenkanten der Lichtaustritts- 
flächen nicht größer ist als 1,60 m. 

Die Anordnung B, C und E gelten für alle Zugmaschinen. 

Die Anordnung D ist nur bei Zugmaschinen zulässig, bei denen der Abstand der leuchtenden 
Flächen der vorderen und hinteren Fahrtrichtungsanzeiger nicht mehr als 6 m beträgt. 

Anzahl 

Die Anzahl der Einrichtungen muß es ermöglichen, Signale abzugeben, die einer der nach- 
stehenden Anordnung entsprechen. 

Anbauschema (siehe Zusatz 3) 

A - 2 seitliche Fahrtrichtungsanzeiger (Kategorie 3) 
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4.5.4. 
4.5.4. 1 


4. 5.4.2. 


4. 5. 4. 3. 

4.5.5. 

4.5.6. 

4.5.7. 

4.5.8. 

4.5.9. 

4.5.10. 


B - 2 seitliche vordere Fahrtrichtungsanzeiger (Kategorie 4) 

- 2 hintere Fahrtrichtungsanzeiger (Kategorie 2) 

C - 2 vordere Fahrtrichtungsanzeiger (Kategorie 1) 

- 2 hintere Fahrtrichtungsanzeiger (Kategorie 2) 

- 2 seitliche Zusatz-Fahrtrichtungsanzeiger (Kategorie 5) 

D - 2 vordere Fahrtrichtungsanzeiger (Kategorie 1) 

- 2 hintere Fahrtrichtungsanzeiger (Kategorie 2) 

E - 2 vordere Fahrtrichtungsanzeiger (Kategorie 1) 

- 2 hintere Fahrtrichtungsanzeiger (Kategorie 2) 

Anbringung 

In Richtung der Breite 

Der von der Zugmaschinenlängsmittelebene am weitesten entfernte Rand der leuchtenden 
Fläche darf nicht mehr als 400 mm von der breitesten Stelle der Zugmaschine entfernt sein. 
Der Mindestabstand der inneren Ränder der beiden leuchtenden Flächen muß 500 mm sein. 
Wenn der vertikale Abstand zwischen dem hinteren Fahrtrichtungsanzeiger und der ent- 
sprechenden Schlußleuchte kleiner oder gleich 300 mm ist, darf der Abstand zwischen der 
breitesten Stelle der Zugmaschine und dem äußeren Rand des hinteren Fahrtrichtungsan- 
zeigers um nicht mehr als 50 mm größer sein als der Abstand zwischen der breitesten Stelle 
der Zugmaschine und der entsprechenden Schlußleuchte. 

Die leuchtende Fläche eines vorderen Fahrtrichtungsanzeigers muß mindestens 40 mm von 
der leuchtenden Fläche der Scheinwerfer für Abblendlicht oder der Nebelscheinwerfer 
entfernt sein. Ein kleinerer Abstand ist zulässig, wenn die Lichtstärke in der Bezugsachse 
des Fahrtrichtungsanzeigers mindestens 400 cd beträgt. 

In der Höhe 

über dem Boden: 500 mm für Fahrtrichtungsanzeiger der Kategorien 3, 4 und 5. 

Mindestens 400 mm für Fahrtrichtungsanzeiger der Kategorien 1 und 2. 
Höchstens 1900 mm für alle Kategorien. 

Läßt die Art des Aufbaus der Zugmaschine es nicht zu, diese maximale 
Hohe einzuhalten, dann darf der höchste Punkt der leuchtenden Fläche 
bei 2300 mm für Fahrtrichtungsanzeiger der Kategorien 3, 4 und 5, bei 
2100 mm für solche der Kategorien 1 und 2 liegen. 

In Längsrichtung 

Der Abstand zwischen dem Bezugspunkt der leuchtenden Fläche des seitlichen Fahrtrich- 
tungsanzeigers (Anordnung B und C) und der Vertikalebene, die die Länge über alles nach 
vorn begrenzt, darf nicht größer sein als 1800 mm. Läßt die Art des Zugmaschinenaufbaus 
es nicht zu, die Minimalwerte der Winkel der geometrischen Sichtbarkeit einzuhalten, dann 
darf der Abstand auf 2500 mm erhöht werden, wenn die Zugmaschine nach Anordnung C 
ausgerüstet ist. 

Geometrische Sichtbarkeit 

Horizontalwinkel: Siehe Zusatz 3 zu diesem Punkt 

Vertikalwinkel: 15° oberhalb und unterhalb der Horizontalen; darf für seitliche Fahrtrich- 

tungsanzeiger bei den Anordnungen B und C auf 10° verringert werden, 
wenn ihre Anbauhöhe unter 1500 mm liegt. 

Ausrichtung 

Sind besondere Anbauvorschriften vom Hersteller vorgesehen, so müssen diese eingehalten 
werden. 

Darf „zusammengebaut'' sein 
mit einer oder mehreren Leuchten. 

Darf nicht „kombiniert" sein 
mit einer anderen Leuchte. 

Darf nicht „ineinandergebaut" sein 
mit einer anderen Leuchte. 

Elektrische Schaltung 

Das Aufleuchten der Fahrtrichtungsanzeiger muß unabhängig von den anderen Leuchten 
erfolgen. 

Alle Fahrtrichtungsanzeiger auf der gleichen Zugmaschinenseite werden durch die gleiche 
Steuereinrichtung zum Aufleuchten und Erlöschen gebracht. 
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4.5.11. 


4.5.12. 


4.6. 

4.6.1. 

4.6.2. 

4.6.3. 

4.6.4. 

4.6.4. 1 

4. 6. 4. 2 

4. 6. 4. 3 

4.6.5. 

4.6.6. 

4.6.7. 

4.6.8. 

4.6.9. 

4.6.10. 


4.6.11. 


4.6.12. 


4.7. 

4.7.1. 

4.7.2. 

4.7.3. 

4.7.4. 
4.7.4. 1 


Funktionskontrolle 

Vorgeschrieben für alle Fahrtrichtungsanzeiger, die der Führer nicht direkt sehen kann. Sie 
kann optisch oder akustisch oder beides sein. 

Ist die Kontrolle optisch, so muß sie blinken und erlöschen oder stetig brennen oder eine 
wesentliche Frequenzänderung im Falle einer Funktionsstörung bei einem Fahrtrichtungs- 
anzeiger mit Ausnahme der seitlichen Zusatzanzeiger aufweisen. Ist die Kontrolle ausschließ- 
lich akustisch, so muß sie deutlich hörbar sein und unter den gleichen Umständen eine 
wesentliche Frequenzänderung aufweisen. 

Sonstige Vorschriften 

Blinkleuchte mit einer Frequenz von 90 ± 30 Perioden pro Minute. Der Einschaltung des 
Blinksignals muß das Aufleuchten der Leuchte innerhalb höchstens einer Sekunde folgen 
und nach der ersten Ausschaltung innerhalb höchstens eineinhalber Sekunde. Das Blinken 
aller Fahrtrichtungsanzeiger muß auf ein und derselben Seite synchron sein. 


Warnblinklicht 


Vorhandensein 

Vorgeschrieben 


Anzahl 

Anbauschema 


Anbringung 
In Richtung der Breite 
In der Höhe 
In Längsrichtung 
Geometrische Sichtbarkeit 
Ausrichtung 

Darf/darf nicht „zusammengebaut" sein mit 
Darf/darf nicht „kombiniert" sein mit 
Darf /darf nicht „ineinandergebaut" sein mit 


Entsprechend den Vorschriften 
der einschlägigen Rubriken 
von Punkt 4.5. 


Elektrische Schaltung 

Das Einschalten der Fahrtrichtungsanzeiger muß durch eine besondere Betätigungseinrich- 
tung erfolgen, die alle Fahrtrichtungsanzeiger zu gleicher Zeit einschaltet. 


Einschaltkontrolle 

Vorgeschriebene Blinkleuchte, die mit den unter Punkt 4.5. beschriebenen Kontrolleuchten 
gleichzeitig arbeiten kann. 


Sonstige Vorschriften 

In Übereinstimmung mit den Vorschriften der entsprechenden Rubrik von Punkt 4.5. 

Bei Zugmaschinen die zum Ziehen eines Anhängers eingerichtet sind, muß die Betätigung 
des Warnblinklichtes gleichzeitig die Fahrtrichtungsanzeiger des Anhängers in Betrieb setzen. 
Das Warnblinklicht muß dann auch arbeiten können, wenn die Einrichtung zum Anwerfen 
oder Stillsetzen des Motors sich in einer Stellung befindet, in der der Motor nicht arbeiten 
kann. 


Bremsleuchte 

Vorhandensein 

Zulässig 

Anzahl 

2 

Anbauschema 

Keine besondere Vorschrift 

Anbringung 

In Richtung der Breite 

Mindestens 500 mm Abstand zwischen beiden Leuchten. Dieser Abstand kann auf 400 mm 
verringert werden, wenn die Breite über alles der Zugmaschine kleiner ist als 1300 mm. 
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4. 7. 4. 2. 

47.4.3. 

4.7.5. 


4.7.6. 

4.7.7. 

4.7.8. 

4.7.9. 

4.7.10. 

4.7.11. 

4.7.12. 


4.8. 

4.8.1. 

4.8.2. 

4.8.3. 

4.8.4. 

4.8.4. 1, 

4. 8.4.2, 

4.8. 4. 3, 

4.8.5. 

4.8.6. 

4.8.7. 

4.8.8. 

4.8.9. 

4.8.10. 

4.8.11. 

4.9. 

4.9.1. 
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In der Höhe 

Uber dem Boden: mindestens 400 mm ( höchstens 1900 mm, bzw. 2100 mm, wenn die Form 
des Aufbaus die Einhaltung des Wertes von 1900 mm nicht zuläßt. 

In Längsrichtung 

Hinten an der Zugmaschine. 

Geometrische Sichtbarkeit 

Horizontalwinkel: 45 c nach außen und nach innen. 

Vertikalwinke] : 15° über und unter der Horizontalen. 

Der Vertikalwinkel unterhalb der Horizontalen kann auf 10° begrenzt 
werden, wenn sich die Leuchte in weniger als 1500 mm über dem Boden 
befindet. 

Ausrichtung 
Nach hinten 

Darf „zusammengebaut" sein 

mit einer oder mehreren Schlußleuchten. 

Darf nicht „kombiniert" sein 
mit einer anderen Leuchte. 

Darf nicht „ineinandergebaut" sein 
mit der hinteren Begrenzungsleuchte. 

Elektrische Schaltung 

Muß aufleuchten, wenn die Betriebsbremse betätigt wird. 

Kontrolle 

Zulässig. 

Sonstige Vorschriften 

Die Lichtstärke der Bremsleuchte muß beträchtlich größer sein als die der hinteren Begren- 
zungsleuchten. 

Beleuchtungseinrichtung für das hintere Kennzeichenschild 

Vorhandensein 
Vorgeschrieben 

Anzahl 
Anbauschema 
Anbringung 
ln Richtung der Breite 
In der Höhe 
In Längsrichtung 
Geometrische Sichtbarkeit 
Ausrichtung 

Darf „zusammengebaut" sein 
mit einer oder mehreren Schlußleuchten 

Darf „kombiniert" sein 
mit den hinteren Begrenzungsleuchten. 

Darf nicht „ineinandergebaut" sein 
mit einer anderen Leuchte. 

Elektrische Einschaltung 

Die Einrichtung darf nur gleichzeitig mit den hinteren Begrenzungsleuchten aufleuchten. 

Kontrolle 

Zulässig. 

Vordere Begrenzungsleuchte 

Vorhandensein 
Vorgeschrieben 


So, daß die Beleuchtung des 
Kennzeichens durch die Einrichtung 
sichergestellt ist. 
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4.9.2. 

4.9.3. 

4.9.4. 
4.9.4. 1 


4. 9. 4.2. 

4. 9. 4.3. 

4.9.5. 


4.9.6. 

4.9.7. 

4.9.8. 

4.9.9. 

4.9.10. 

4.9.11. 

4.10. 

4.10.1. 

4.10.2. 

4.10.3. 

4.10.4. 
4.10.4.1 


Anzahl 

2 

Anbauschema 

Keine besondere Vorschrift. 

Anbringung 
In Richtung der Breite 

Der von der Zugmaschinenlängsmittelebene am weitesten entfernte Punkt der leuchtenden 
Fläche darf nicht mehr als 400 mm von der breitesten Stelle der Zugmaschine entfernt sein. 
Der Mindestabstand zwischen den inneren Rändern der beiden beleuchteten Flächen muß 
500 mm betragen. 

In der Höhe 

über dem Boden: mindestens 400 mm, höchstens 1900 mm; ausnahmsweise mindestens 300 
und höchstens 1200 mm, wenn die Form der Karosserie die Einhaltung des Wertes von 
höchstens 400 mm und 1900 mm nicht zuläßt. 

In Längsrichtung 

Keine Vorschriften, vorausgesetzt, daß diese Leuchten nach vorn gerichtet sind und die 
nachstehend vorgeschriebenen geometrischen Sichtwinkel eingehalten werden. 

Geometrische Sichtbarkeit 
Horizontalwinkel 

Bei den beiden vorderen Begrenzungsleuchten 10° nach innen und 80° nach außen. Aus- 
nahmsweise kann jedoch der Winkel von 10° nach innen auf 5° verringert werden, wenn 
die Form des Aufbaus die Einhaltung eines Winkels von 10° nicht gestattet. 

Vertikalwinkel 

15° oberhalb und unterhalb der Horizontalen. Der Vertikalwinkel kann unterhalb der 
Horizontalen auf 10° verringert werden, wenn die Höhe der Leuchte über dem Boden 
kleiner ist als 1500 mm. 

Ausrichtung 
Nach vorne 

Darf „zusammengebaut" sein 
mit jeder anderen vorderen Leuchte. 

Darf nicht „kombiniert" sein 
mit anderen Leuchten 

Darf „ineinandergebaut" sein 

mit irgendwelchen anderen Signal- oder Beleuchtungsanlagen. 

Elektrische Schaltung 
Keine besondere Vorschrift. 

Kontrolle 

Vorgeschrieben. Die Kontrolleuchte ist nicht erforderlich, wenn die Beleuditungseinrichtung 
des Instrumentenbretts nur zugleich mit den vorderen Begrenzungsleuchten eingeschaltet 
werden kann. 

Hintere Begrenzungsleuchte 

Vorhandensein 

Vorgeschrieben. 

Anzahl 

2 

Anbauschema 

Keine besondere Vorschrift. 

Anbringung 
In Richtung der Breite 

Der von der Zugmaschinenlängsmittelebene am weitesten entfernte Punkt der leuchtenden 
Fläche darf nicht mehr als 400 mm von der breitesten Stelle der Zugmaschine entfernt sein. 
Der Mindestabstand zwischen den inneren Rändern der beiden leuchtenden Flächen muß 
500 mm betragen. 
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4.10.4.2. 

4. 10. 4.3. 

4.10.5. 


4.10.6. 

4.10.7. 

4.10.8. 

4.10.9. 

4.10.10. 

4.10.11. 

4.11. 

4.11.1. 

4.11.2. 

4.11.3. 

4.11.4. 
4.11.4.1. 

4.11.4.2 

4.11.4.3 

4.11.5. 

4.11.6. 

4.11.7. 

4.11.8. 


In der Höhe 

Uber dem Boden; Mindestens 400 mm, höchstens 1900 mm, bzw. 2100 mm, wenn die Form 
der Karosserie die Einhaltung des Wertes von 1900 mm nicht zuläßt. 

In Längsrichtung 

Hinten an der Zugmaschine 

Geometrische Sichtbarkeit 

Horizontalwinkel 

für beide Schlußleuchten 

a) entweder 45 nach innen und 80 c nach außen. 

b) oder 80° nach innen und 45° nach außen. 

Vertikalwinkel 

15° oberhalb oder unterhalb der Horizontalen. Der vertikale Winkel unterhalb der Horizon- 
talen kann auf 10° verringert werden, wenn die Höhe der Leuchte über dem Boden kleiner 
ist als 1500 mm. 

Ausrichtung 
Nach hinten. 

Darf „zusammengebaut" sein 

mit jeder anderen hinteren Begrenzungsleuchte 

Darf „kombiniert" sein 

mit der Beleuchtungseinrichtung für das hintere Kennzeichen. 

Darf „ineinandergebaut" sein 

mit der Bremsleuchte und mit der Nebelschlußleuchte. 

Elektrische Schaltung 
Keine besondere Vorschrift 

Einschaltkontrolle 

Kann mit der Einschaltkontrolle der vorderen Begrenzungsleuchten kombiniert werden. 

Nebelschlußleuchte 

Vorhandensein 

Zulässig 

Anzahl 
1 oder 2 

Anbauschema 

So, daß die Bedingungen der geometrischen Sichtbarkeit eingehalten sind. 

Anbringung 
In Richtung der Breite 

Ist nur eine Nebelschlußleuchte vorhanden, so muß sie auf der Seite neben der Längsmittel- 
ebene der Zugmaschine angeordnet sein, die dem im Zulassungsland vorgeschriebenen 
Fahrtrichtungssinn entgegengesetzt ist. In allen Fällen muß der Abstand zwischen der 
Nebelschlußleuchte und der Bremsleuchte größer sein als 100 mm. 

In der Höhe 

Zwischen 250 und 1000 mm über dem Boden. 

In Längsrichtung 

Hinten an der Zugmaschine. 

Geometrische Sichtbarkeit 

Horizontalwinkel: 25° nach innen und nach außen 
Vertikalwinkel: 5° oberhalb und unterhalb der Horizontalen. 

Ausrichtung 
Nach hinten. 

Darf „zusammengebaut" sein 
mit jeder anderen Schlußleuchte 

Darf nicht „kombiniert" sein 
mit anderen Leuchten. 
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4.11.9. Darf „ ineinandergebaut " sein 

mit den Schlußleuchten. 

4.11.10. Elektrische Schaltung 

Darf nur aufleuchten, wenn die Abblendscheinwerfer und die Nebelscheinwerfer eingeschaltet 
sind. 

Sind Nebelscheinwerfer vorhanden, so muß das Ausschalten der Nebelschlußleuchte unab- 
hängig von den Nebelscheinwerfern erfolgen können. 

4.11.11. Einschaltkontrolle 

Vorgeschrieben. Unabhängige Kontrolleuchte mit konstanter Lichtstärke. 

4.12. Parkleuchten 

4.12.1. Vorhandensein 
Zulässig 

4.12.2. Anzahl 

Richtet sich nach dem Anbauschema. 

4.12.3. Anbauschema 

— entweder 2 Leuchten vorn und 2 Leuchten hinten, 

— oder eine Leuchte auf jeder Seite. 

4.12.4. Anbringung 

4.12.4.1. In Richtung der Breite 

Der von der Zugmaschinenmittelebene am weitesten entfernte Punkt der leuchtenden Fläche 
darf nicht mehr als 400 mm von der breitesten Stelle der Zugmaschine entfernt sein. Wenn 
jeweils 2 Leuchten angebracht sind, müssen sie sich jeweils auf den Zugmaschinenseiten 
befinden. 

4.12.4.2. In der Höhe 

über dem Boden: mindestens 400 mm, höchstens 1900 mm, bzw. 2100 mm, wenn die Form 
des Aufbaus die Einhaltung des Wertes von 1900 mm nicht zuläßt. 

4.12.4.3. ln Längsrichtung 

Keine besondere Vorschrift. 

4.12.5. Geometrische Sichtbarkeit 

Horizontalwinkel : 45° nach außen, nach vorn und nach hinten. 

Vertikalwinkel: 15° ober- und unterhalb der Horizontalen. 

Der Vertikalwinkel kann unterhalb der Horizontalen auf 10° verringert 
werden, wenn die Höhe der Leuchte über dem Boden kleiner ist als 
1500 mm. 

4.12.6. Ausrichtung 

So, daß die Leuchten die Sichtbarkeitsbedingungen nach vorn und nach hinten erfüllen. 

4.12.7. Darf „zusammengebaut" sein 
mit jeder anderen Leuchte. 

4.12.8. Darf nicht „kombiniert" sein 
mit anderen Leuchten. 

4.12.9. Darf „ineinandergebaut" sein 

vorn: mit den Begrenzungsleuchten, den Scheinwerfern für Abblendlicht, den Schein- 

werfern für Fernlicht und den Nebelscheinwerfern, 
hinten: mit den Schlußleuchten, den Bremsleuchten und der Nebelschlußleuchte, 
mit den Fahrtrichtungsanzeigern der Kategorien 3, 4 und 5. 

4.12.10. Elektrische Schaltung 

Die Schaltung muß so ausgeführt sein, daß die Parkleuchten ein und derselben Zugmaschinen- 
seite brennen können, ohne daß irgend welche anderen Leuchten eingeschaltet werden. 

4.12.11. Kontrolle 

Zulässig. Ist eine Kontrolle vorhanden, so darf sie nicht mit der Kontrolle der Begrenzungs- 
leuchten verwechselt werden können. 

4.12.12. Sonstige Vorschriften 

Die Funktion dieser Leuchten kann auch durch Einschalten der vorderen und hinteren 
Begrenzungsleuchten derselben Zugmaschinenseite verwirklicht werden. 
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4.13. 

4.13.1. 

4.13.2. 

4.13.3. 

4.13.4. 

4.13.4.1, 

4.13.4.2, 

4.13.4.3, 

4.13.5. 

4.13.6. 

4.13.7. 

4.13.8. 

4.13.9. 

4.13.10. 

4.13.11. 

4.13.12. 


4.14. 

4.14.1. 

4.14.2. 

4.14.3. 

4.14.4. 
4.14.4.1 


Umrißleuchte 

Vorhandensein 

Zulässig an allen Zugmaschinen mit folgenden Abmessungen: 

Länge: >6 m 
Breite: > 2,30 m 
Höhe: > 3 m 

Unzulässig an allen anderen Zugmaschinen. 

Anzahl 

2 sichtbar von vorn und 2 sichtbar von hinten. 

Anbauschema ' 

Keine besondere Vorschrift. 

Anbringung 
In Richtung der Breite 

Möglichst nahe am äußeren Umriß (Breite über alles) der Zugmaschine. 

In der Höhe 

So hoch, wie es mit den Anforderungen der Anbringung in der Breite und der Symmetrie 
der Leuchten vereinbar ist. 

In Längsrichtung 

Keine besondere Vorschrift. 

Geometrische Sichtbarkeit 
Horizontalwinkel: 80° nach außen 

Vertikalwinkel: 5° oberhalb und 20° unterhalb der Horizontalen. 


Ausrichtung 

So, daß die Leuchten die Forderungen der Sichtbarkeit nach vorn und nach hinten erfüllen. 
Darf nicht „zusammengebaut" sein 
Darf nicht „kombiniert" sein 
Darf nicht „ineinandergebaut" sein 


mit anderen Leuchten 


Elektrische Schaltung 
Keine besondere Vorschrift. 


Kontrolle 

Zulässig 

Sonstige Vorschriften 

Vorbehaltlich der Erfüllung aller anderen Bedingungen, dürfen die von vorne und von 
hinten auf derselben Seite der Zugmaschine sichtbaren Leuchten zu einem Gerät vereinigt 
sein. 

Die Lage einer Umrißleuchte in bezug auf die entsprechende Begrenzungsleuchte bzw. Schluß- 
leuchte muß so sein, daß der Abstand zwischen den Projektionen der einander am nächsten 
liegenden Punkte der leuchtenden Flächen der betreffenden Leuchten auf eine vertikale 
Querebene nicht weniger als 200 mm beträgt. 

Hintere, rote, nicht-dreieckige Rückstrahler 

Vorhandensein 

Vorgeschrieben 

Anzahl 

2 

Anbauschema 

Keine besondere Vorschrift. 


Anbringung 
In Richtung der Breite 

Der von der Zugmaschinenlängsmittelebene am weitesten entfernte Punkt der leuchtenden 
Fläche darf nicht mehr als 400 mm von der breitesten Stelle der Zugmaschine entfernt sein. 
Abstand zwischen den inneren Rändern der Rückstrahler: mindestens 600 mm. Dieser Ab- 
stand kann auf 400 mm verringert werden, wenn die Breite der über alles der Zugmaschine 
kleiner ist als 1300 mm. 
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4.14.4.3. 

4.14.5. 


4.14.6. 

4.14.7. 

4.14.8. 

4.15. 

4.15.1. 

4.15.2. 

4.15.3. 

4.15.4. 
4.15.4.1, 
4.15.4.2 
4.15.4.3. 

4.15.5. 

4.15.6. 

4.15.7. 

4.15.8. 

4.15.9. 

4.15.10. 


4.15.11. 

5. 

5.1. 
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In der Höhe 

über dem Boden: mindestens 400 mm, höchstens 900 mm. Die höchste Grenze kann bis auf 
1200 mm erhöht werden, wenn es nicht möglich ist, die Höhe von 900 mm einzuhalten, ohne 
Anbaueinrichtungen zu verwenden, die leicht geschädigt oder verformt werden können. 

In Längsrichtung 

Keine besondere Vorschrift. 

Geometrische Sichtbarkeit 

Horizontalwinkel: 30° nach innen und nach außen. 

Vertikal Winkel: 15° oberhalb oder unterhalb der Horizontalen. 

Der vertikale Winkel unterhalb der Horizontalen kann auf 5° verringert 
werden, wenn die Höhe der Leuchte über dem Boden kleiner ist als 750 mm. 

Ausrichtung 
Nach hinten 


Darf „zusammengebaut" sein 
mit anderen Leuchten 

Sonstige Vorschriften 

Die leuchtende Fläche des Rückstrahlers darf gemeinsame Teile mit beliebigen anderen 
Heckleuchten aufweisen. 

Arbeitsscheinwerfer 

Vorhandensein 

Zulässig 

Anzahl 

Keine Vorschrift. 


Anbauschema 

Anbringung 

In Richtung der Breite 

In der Höhe 

In Längsrichtung 

Geometrische Sichtbarkeit 

Ausrichtung 


Keine Vorschrift 


Darf nicht „zusammengebaut“ sein 
Darf nicht „kombiniert“ sein 
Darf nicht „ineinandergebaut" sein 


mit anderen Leuchten 


Elektrische Schaltung 

Der Arbeitsscheinwerfer muß unabhängig von allen anderen Leuchten eingeschaltet werden 
können, wobei darauf zu achten ist, daß er nicht zur Beleuchtung der Fahrbahn oder zu 
Signalzwecken im Straßenverkehr verwendet werden darf. 


Kontrolleuchte 
Keine Vorschrift 


Übereinstimmung der Produktion 

Jede Zugmaschine einer Serie muß hinsichtlich des Anbaus der Beleuchtungs- und Licht- 
signaleinrichtung oder deren Eigenschaften dem genehmigten Zugmaschinentyp entsprechen. 
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Anhang II 


Angabe der Behörde j 

Anhang zum EWG-Betriebserlaubnisbogen für einen Zugmasdiinentyp in bezug auf den Anbau von 
Beleuchtungs- und Lichtsignaleinriditungen (Artikel 4 Absatz 2 und Artikel 10 der Richtlinie des Rates 
vom 4. März 1974 zur Angleichung der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten über die Betriebserlaubnis 
für land- oder forstwirtschaftliche Zugmaschinen auf Rädern, mit einer bauartbedingten Höchstgeschwindig- 
keit zwischen 6 und nicht mehr als 25 km/h). 

Nummer der EWG-Betriebserlaubnis 

1. Fabrikmarke (Firmenbezeichnung) 

2. Typ- und Handelsbezeichnung 

3. Name und Anschrift des Herstellers 

4. Gegebenenfalls - Name und Anschrift des Beauftragten des Herstellers 

5. An der zur Betriebserlaubnis vorgestellten Zugmaschine vorhandene Beleuchtungseinrichtun- 
gen: *) 2 ) . 

5.1. Scheinwerfer für Fernlicht: ja/nein *) 

5.2. Scheinwerfer für Abblendlicht: ja/nein *) 

5.3. Nebelscheinwerfer: ja/nein *) 

5.4. Rückfahrleuchte: ja/nein *) 

5.5. Vorderer Fahrtrichtungsanzeiger: ja/nein *) 

5.6. Hinterer Fahrtrichtungsanzeiger: ja/nein *) 

5.7. Seitlicher Fahrtrichtungsanzeiger: ja/nein *) 

5.8. Vorderer seitlicher Fahrtrichtungsanzeiger: ja/nein *) 

5.9. Seitlicher Zusatzfahrtrichtungsanzeiger: ja/nein *) 

5.10. Wamblinklicht: ja/nein *) 

5.11. Bremsleuchte : j a/nein *) 

5.12. Beleuchtungseinrichtung des hinterer Kennzeichenschildes: ja/nein *) 

5.13. Vordere Begrenzungsleuchte: ja/nein *) 

5.14. Hintere Begrenzungsleuchte: ja/nein *) 

5.15. Nebel Schlußleuchte: ja/nein *) 

5.16. Parkleuchte: ja/nein *) 

5.17. Umrißleuchte: ja/nein *) 

5.18. Hinterer, roter nicht dreieckiger Rückstrahler: ja/nein *) 

5.19. Arbeitsscheinwerfer: ja/nein*) 

6. Varianten ■ 

7. Zugmaschine zur Betriebserlaubnis vorgestellt am 

8. Prüfstelle 

9. Datum des Prüfberichts 

10. Nummer des Prüfberichts 

11. Die Betriebserlaubnis hinsichtlich der Beleuchtungs- und Lichtsignaleinrichtung wird erteilt/ 

versagt *) 

12. Ort 

13. Datum 

14. Unterschrift 


g Für jedes Gerät auf einem getrennten Bogen mit genauen Bezeichnungen die weiteren Gerätetypen angeben, 
die den Anbauvorschriften von Anhang I entsprechen. 

2 ) Skizzen der Zugmaschine nach Punkt 4.3 des Anhangs I beifügen. 

*) Nichtzutreffendes streichen. 


37 


Drucksache 7/2428 


Deutscher Bundestag - 7. Wahlperiode 


Begründung 


I. Allgemeines 

1. Das Kapitel über die Beleuchtungs- und Licht- 
signaleinrichtungen fügt sich ein in das gemein- 
schaftliche Betriebserlaubnisverfahren für land- oder 
forstwirtschaftliche Zugmaschinen auf Rädern, das 
Gegenstand der Richtlinie des Rates vom 4. März 
1974 M ist. 

2. Am 23. Juli 1968 hatte die Kommission dem 
Rat den Vorschlag einer Richtlinie über gewisse 
Merkmale und Ausrüstungen von landwirtschaft- 
lichen Zugmaschinen auf Rädern 2 ) übermittelt, der 
in Titel XVI Vorschriften für die Anbringung von 
Beleuchtungs- und Lichtsignaleinrichtungen an Zug- 
maschinen vorsah. Vor allem wegen der bei der 
Verabschiedung der Richtlinie über die Betriebser- 
laubnis angetroffenen Schwierigkeiten konnte der 
Rat aber nicht rechtzeitig mit der Prüfung dieses 
Vorschlags beginnen. Die Kommission mußte fest- 
stellen, daß infolge der seit der Vorlage ihres Vor- 
schlages verstrichenen Zeit eine Überarbeitung des 
Vorschlages erforderlich war, um die seit 1968 ein- 
getretenen Entwicklungen zu berücksichtigen. 

3. Die zuständigen Kommissionsdienststellen haben 
diese Überarbeitung unter Mitwirkung der Sachver- 
ständigen für landwirtschaftliche Schlepper und 
Maschinen vorgenommen. Die zum Teil durch den 
technischen Fortschritt und zum Teil durch die Er- 
gebnisse der gleichzeitigen Erörterungen in anderen 
internationalen Gremien bedingten Änderungen am 
ursprünglichen Vorschlag waren so erheblich, daß 
es die Kommission für zweckdienlich hielt, einen 
neuen Richtlinienvorschlag vorzulegen. 

Der im Anhang zur Entschließung des Rates vom 
17. Dezember 1973 über die Industriepolitik 8 ) ent- 
haltene Zeitplan für die Vorlage der Richtlinienvor- 
schläge durch die Kommission an den Rat erwähnt 
auch den Richtlinienvorschlag über die Beleuchtungs- 
einrichtungen landwirtschaftlicher Zugmaschinen, 
für dessen Vorlage der 31. Dezember 1974 als letzter 
Termin festgelegt worden ist. 

Der vorliegende Vorschlag betrifft nur die Vor- 
schriften für die Anbringung der Beleuchtungs- und 
Lichtsignaleinrichtungen an der Zugmaschine. Wei- 
tere Richtlinienvorschläge werden über die Bauvor- 
schriften für die in dieser Richtlinie aufgezählten 
obligatorischen oder fakultativen Beleuchtungsein- 
richtungen ausgearbeitet. 

II. Gliederung und Erläuterung 
des Riditlinienvorschlags 

Wie in der Richtlinie über die Betriebserlaubnis 
vorgesehen (Artikel 1), gilt die Richtlinie für land- 


oder forstwirtschaftliche Zugmaschinen auf Rädern 
mit einer bauartbedingten Höchstgeschwindigkeit 
zwischen 6 und nicht mehr als 25 km/h. 

Durch Artikel 2 werden die Vorschriften über den 
Anbau der obligatorischen oder fakultativen Be- 
leuchtungs- und Lichtsignaleinrichtungen nach Punkt 
1.5.7. bis 1.5.21. von Anhang I in das EWG-Betriebs- 
erlaubnisverfahren eingegliedert. 

Da einige neue Mitgliedstaaten zurzeit das Be- 
triebserlaubnisverfahren mit nationaler Geltung 
nicht kennen, ist es erforderlich, Vorschriften vor- 
zusehen, durch die in diesen Staaten die Benutzung 
der Zugmaschinen gewährleistet wird, die den Vor- 
schriften dieser Richtlinie entsprechen (Artikel 3). 

Artikel 4 entspricht insoweit einem Sicherheitsbe- 
dürfnis, als er vorschreibt, daß Änderungen an be- 
stimmten Bauteilen oder Merkmalen eines Zug- 
maschinentyps eine neue Prüfung bedingen können, 
gegebenenfalls in Verbindung mit einem neuen 
Prüfbericht. Die Behörde, die die Betriebserlaubnis 
erteilt, befindet darüber, ob die vom Konstrukteur 
mitgeteilten Änderungen eine neue Kontrolle und 
folglich die Erstellung eines neuen Prüfberichts er- 
forderlich machen oder nicht. Die Liste der Bauteile 
oder Merkmale, die den Anbau von Beleuchtungs- 
und Lichtsignaleinrichtungen beeinflussen, ist in An- 
hang I beigefügt. 

Artikel 5 bezieht sich auf das Verfahren zur An- 
passung der Richtlinie an den technischen Fortschritt. 
Dieses Verfahren wird in Artikel 13 der Richtlinie 
des Rates vom 4. März 1974 über die Betriebserlaub- 
nis für land- oder forstwirtschaftliche Zugmaschinen 
auf Rädern beschrieben. 

Artikel 6 sieht eine zweifache Frist vor. Vor Ablauf 
der ersten Frist müssen die Mitgliedstaaten die 
Maßnahmen treffen und veröffentlichen, die erfor- 
derlich sind, um der Richtlinie nachzukommen. Die 
zweite Richtlinie legt dagegen den Zeitpunkt fest, 
zu dem alle Mitgliedstaaten die gemeinsamen Vor- 
schriften in Kraft setzen müssen (Artikel 6 Absatz 1). 

Die Kommission muß ferner innerhalb angemesse- 
ner Fristen über alle von den Mitgliedstaaten auf 
dem von der Richtlinie erfaßten Gebiet geplanten 
Bestimmungen unterrichtet werden, damit sie sich 
gegebenenfalls dazu äußern kann (Artikel 6, Ab- 
satz 2). 


1) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 84 
vom 28. März 1974, S. 10 

2) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. C 125 
vom 28. November 1968 

3 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. C 117 
vom 31. Dezember 1973, S. 1 
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Die technischen Anhänge geben mehrere Begriffs- 
bestimmungen, regeln das Verfahren für den Antrag 
auf EWG-Betriebserlaubnis und enthalten die allge- 
meinen und besonderen Vorschriften für die Anbrin- 
gung der Beleuchtungs- und Lichtsignaleinrichtun- 
gen an der Zugmaschine sowie das Muster eines 
Formulars, durch das die Verwaltung, die die Be- 
triebserlaubnis hinsichtlich des Anbaus der Be- 
leuchtungs- und Lichtsignaleinrichtungen erteilt oder 
verweigert, zusätzliche Angaben zu dem in der 
Richtlinie über die Betriebserlaubnis vorgesehenen 
Betriebserlaubnisbogen macht. 

Auf Ebene der Sachverständigen der Mitglied- 
staaten, die den zuständigen Kommissionsdienst- 
stellen bei der Ausarbeitung der Richtlinienvor- 
schläge über landwirtschaftliche Schlepper und Ma- 
schinen behilflich sind, konnte eine weitgehende 
Einigung erzielt werden. In einigen Punkten war 
eine Annäherung der unterschiedlichen Standpunkte 
jedoch nicht möglich. Es handelt sich hierbei vor 
allem um folgende Punkte: 

1. Für die Scheinwerfer für Fernlicht und für die 
Scheinwerfer für Abblendlicht wurden zwei Farben 
vorgeschlagen, nämlich Weiß und selektives Gelb, 
wobei die Wahl den Benutzern überlassen wurde. 
Die französischen Sachverständigen erhoben einen 
sehr deutlichen Vorbehalt dazu, daß die Wahl der 
Farbe den Benutzern überlassen bleibt. Ihres Er- 
achtens sollte diese Wahl dem Einfuhrstaat gelassen 
werden, dem es freigestellt sein müsse, beide Far- 
ben zuzulassen oder eine von ihnen zu verbieten. 

Derzeit ist Frankreich das einzige Gemeinschafts- 
land, das für die (nach dem vorliegenden Vorschlag 
obligatorischen) Scheinwerfer für Abblendlicht und 
für die (nach dem vorliegenden Vorschlag fakultati- 
ven) Scheinwerfer für Fernlicht selektives Gelb vor- 
schreibt. 

Da keine der beiden Farben entschiedene Vorteile 
aufweist - die weiße Farbe ermöglicht eine größere 
Sicht, ist aber dazu angetan, die Fahrer der aus der 
entgegengesetzten Richtung kommenden Fahrzeuge 


stärker zu blenden, während selektives Gelb die 
Fahrer dieser Fahrzeuge weniger behindert, dafür 
aber die Sicht des Fahrers mindert — , beschloß die 
Kommission vorzuschlagen, daß beide Farben zuge- 
lassen werden, wobei die Wahl den Benutzern über- 
lassen bleibt. 

2. Die dänischen Sachverständigen erhoben Vor- 
behalte dazu, daß der Anbau der Fahrtrichtungsan- 
zeiger nach der Anordnung D auf Zugmaschinen 
mit einer Länge von weniger als 6 m sowie auf be- 
stimmte für diese Einrichtungen vorgesehenen Sicht- 
winkel beschränkt wird. Die Kommission hielt es 
nicht für zweckmäßig, für landwirtschaftliche Zug- 
maschinen Vorschriften vorzusehen, wie sie sie für 
Kraftfahrzeuge vorgeschlagen hat 4 ). 

3. Die dänischen Sachverständigen erhoben außer- 
dem einen Vorbehalt zu der Möglichkeit, daß auf 
jeder Seite der Zugmaschine unabhängig von deren 
Länge nur eine Parkleuchte angebracht wird. Sie 
sind der Auffassung, daß dieses Anbauschema nur 
für Zugmaschinen mit einer Länge von weniger als 
6 m zugelassen werden sollte. 

Auch in diesem Fall glaubte die Kommission, den 
vorgebrachten Argumenten nicht folgen zu können. 
Der vorliegende Vorschlag entspricht hier übrigens 
dem Vorschlag für Kraftfahrzeuge. 

4. Völlig uneinig war man sich darüber, in welcher 
Höhe die nicht dreieckförmigen roten Rückstrahler 
anzubringen sind. Der Vorschlag der Kommission 
bildet einen Kompromiß. 


III. Anhörung des Europäischen Parlaments 
und des Wirtschafts- und Sozialausschusses 

Die Stellungnahme dieser beiden Instanzen nach 
Artikel 100 Absatz 2 ist erforderlich. 


4) KOM (73) 2024 
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